
 

 

Stadtrat der Großen Kreisstadt Eilenburg                              
Eilenburg, 02. Dezember 2025 

 
 

 

Beschluss 
 

des Stadtrates der Großen Kreisstadt Eilenburg 
 

49/2025 vom 01.12.2025 
 

(öffentlich) 
 
 

 
Bebauungsplan Nr. 57 "Wohnen am Gelbchenweg" – 

Teilabwägung und Satzungsbeschluss 
 

 
1. Der Stadtrat macht sich die Entscheidungen zu den im Rahmen der 

erneuten Beteiligung der Behörden gemäß § 4a Absatz 3 BauGB 
zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 57 „Wohnen am Gelbchen-

weg“ vom 28.05.2024 einschließlich Begründung vom 28.05.2024 
eingegangenen Stellungnahmen gemäß dem Protokoll zur 

Teilabwägung (Anlage 1) zu eigen und beschließt, diesen zu folgen. 

 
2. Der Stadtrat beschließt den Bebauungsplan Nr. 57 „Wohnen am 

Gelbchenweg“ vom 30.10.2025 (Anlage 2) als Satzung. 
 

3. Die Begründung zum Bebauungsplan vom 30.10.2025 (Anlage 3) 
wird gebilligt. 

 

 

 

 

 
 

Scheler 
Oberbürgermeister 

 

 
 

 
 

Abstimmungsergebnis 
18 Ja 
 3 Nein 
 0 Enthaltung 
 0 Befangen 
 2 Abwesend 
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Anlage 1 zur Drucksache Nr. 070/FB4/2025/1            Blatt 1 - 21 
 

 

 

1. Bebauungsplans (BP) Nr. 57 „Wohnen am Gelbchenweg“ 
 

Protokoll zur Teil -ABWÄGUNG vom 01.12.2025 
 

 
Kurzfassung des bisherigen Planverfahrens: 
 
06.09.2021  Aufstellungsbeschluss Nr. 46/2021 des BPs. Nr. 57 

30.09.2021  Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses im Amtsblatt Nr. 20 
 
28.04.2023  Schreiben zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zum BP-Vorentwurfs bis 

zum 31.05.2023 (per e-mail vom 03.05.2023) 

11.05.2023  Öffentliche Bekanntmachung der Beteiligung im Amtsblatt Nr. 10, Beteiligung der Öffentlichkeit am 
25.05.2023 

 
04.09.2023  Billigung des Entwurfs, Auslegungsbeschluss Nr. 41/2023 des BPs Nr. 57 

14.09.2023  Öffentliche Bekanntmachung des o.g. Beschlusses im Amtsblatt Nr. 14 
 
18.09.2023    Schreiben zur Beteiligung der Behörden und sonstigen TÖB gemäß § 4 Abs. 2 BauGB (per e-mail vom  
     21.09.2023 
 
21.09. bis 26.10.2023  Öffentliche Auslegung des Entwurfs  
 
03.04.2024    Abwägungsbeschluss (Beschluss Nr. 8/2024) 
 
31.07.2025    Erneute Beteiligung gemäß § 4 Abs. 3 Satz 4 BauGB 
 
 
Im nachfolgenden Abwägungsprotokoll ist die Behandlung der Hinweise und Anregungen aus der erneuten Beteiligung gemäß § 4 Abs. 3 
Satz 4 BauGB (Stellungnahme des Landratsamtes Nordsachsen vom 13.08.2025) in das vorhandene Abwägungsprotokoll (Beschluss Nr. 
8/2025) eingefügt und zur deutlichen Unterscheidung rot gekennzeichnet. Und nur für diese Punkte erfolgt die Abwägung vom 01.12.2025. 

und Beschluss 49/2025 vom 01.12.2025



Behörden und sonst. Träger öffentlicher Belange (TÖB) 
Inhalt der Stellungnahme 

Stellungnahme der Verwaltung 
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T 1 Landratsamt Nordsachsen (LRA NOS) vom 26.10.2023 
T 1.1 Bauordnungs- und Planungsamt 
T 1.1.1 SG Planungsrecht/Koordinierung 
1. Hinweise: 
1.1 Die Nachweise, dass die Unterlagen im Internet und im zentralen 
Landesportal während der öffentlichen Auslegung einsehbar waren (§ 3 Abs. 
2 BauGB), sollten der Verfahrensakte beigelegt werden. 
 

 
 
 
 
 
Die Nachweise werden der Verfahrensakte beigefügt. 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.2 Es wird darauf hingewiesen, dass nach Abschluss des Verfahrens dem 
BP eine zusammenfassende Erklärung (ZFE) gem. § 10a Abs. 1 BauGB 
beizufügen ist. 
 

 
Die ZFE liegt vor Veröffentlichung der Satzung vor. 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.3 Textliche Festsetzung unter 1.4.1  
Unter dieser Festsetzung sind Maßnahmen zur Oberflächenbefestigung von 
Stellplätzen, Zufahrten und Wegen aufgenommen worden. Die Notwen-
digkeit versickerungsfähige Oberflächen festzusetzen, begründet sich aus 
dem Ergebnis des Geotechnischen Berichts vom 04. 08. 2023 (einschl. 
Nachtrag vom 09. 08. 2023), dass der Baugrund nur bedingt versicke-
rungsfähig ist. Eine Einleitung in ein Kanalnetz ist zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht möglich.  
 

 
Entsprechend der Stellungnahme des AZV vom 28.09.2023 (s. T 5) 
ist aufgrund der teilweise sehr ungünstigen Bedingungen für die 
Versickerung darauf zu orientieren, dass das Regenwasser auf den 
Grundstücken verbleibt. Für die Einzelbauvorhaben muss für jedes 
Baugrundstück eine Prüfung erfolgen, welche Flächen versiegelt wer-
den sollen. Unbelastetes Niederschlagswasser ist einer Nutzung 
zuzuführen bzw. zur Versickerung zu bringen. 
Aufgrund der schwierigen Ausgangsbasis, gestattet der AZV nun 
abweichend zur o.g. Aussage die Einleitung von insgesamt 8 l/s am 
Übergabeschacht Gelbchenweg. Hierzu ist der Übergabeschacht als 
Drosselschacht mit Abflussregler auszubilden. Ein entsprechender 
Nachweis ist zu erbringen. 
Die geplanten Regelungen werden Bestandteil des Erschließungsver-
trags zwischen der Stadt und dem Investor. Auf eine Festsetzung wird 
deshalb verzichtet. 
Die Begründung wird um den geänderten Sachverhalt ergänzt. 
 Dem Hinweis wird somit entsprochen, auch wenn keine 
Festsetzung erfolgt. 
 

1.4 Aus hiesiger Sicht fehlt es derzeit an einer Festsetzung, wie außerdem 
mit dem Niederschlagswasser der Dachflächen und der Anliegerstraße 
umgegangen werden soll. 

Das Niederschlagswasser der Anliegerstraße wird durch das Mulden-
Rigolen-Element gesammelt und kann dort versickern. Die geplanten 
Regelungen werden Bestandteil des Erschließungsvertrags zwischen 
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 der Stadt und dem Investor. Auf eine Festsetzung wird deshalb 
verzichtet. (s. Begründung Punkt 12). 
Der Umgang mit dem Niederschlagswasser von den Dachflächen kann 
unter anderem mit Mulden-Rigolen-Element erfolgen. Auf der Plan-
zeichnung wird ein entsprechender Hinweis (zur Begründung Punkt 13) 
ergänzt. Auch hier ist keine Festsetzung erforderlich. 
 Dem Hinweis wird entsprochen, auch wenn keine Festsetzung 
erfolgt. 
 

1.5 Die im geotechnischen Bericht und in der Begründung vorgeschlagenen 
Mulden-Rigolen-Elemente zur Regenwasserversickerung und -verdunstung 
auf den einzelnen Baugrundstücken müssten aus planungsrechtlicher Sicht 
als Maßnahme nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt werden. 
 

Im Geotechnischen Gutachten werden verschiedene Möglichkeiten der 
Niederschlagswasserbeseitigung aufgezeigt. Die Entsorgung über ein 
Mulden-Rigolen-System kann zusätzlich durch die Fassung von Zister-
nen und die Nutzung als Brauchwasser entlastet werden. Um eine 
Minderung des Abflusses zu erzielen, können Dachbegrünungen bzw. 
der Einsatz teildurchlässiger Flächenbefestigungen („Öko-Pflaster o.Ä.) 
eingesetzt werden. Weiterhin kann eine Rückhaltung und Brauchwas-
sernutzung auf den Grundstücken sowie eine eventuell gedrosselte 
Einleitung in das Leitungsnetz zu einer Optimierung der Versickerungs-
anlagen führen. 
Für die Einzelbauvorhaben ist für jedes Baugrundstück eine individuelle 
Lösung zu finden. Die Begründung wird im Bezug auf die Möglichkeiten 
der Niederschlagswasserbeseitigung ergänzt. Ein entsprechender Hin-
weis, der auf die Ausführungen in der Begründung verweist, wird in die 
Planzeichnung aufgenommen. Aus diesem Grund wird auf eine Fest-
setzung verzichtet. 
 Dem Hinweis wird dahingehend gefolgt, dass die Forderung 
aufgegriffen und entsprechend des Erfordernisses bei der Planung 
berücksichtigt wird. 
 

1.6 Die vorgeschlagenen Mulden-Rigolen-Elemente zur Versickerung und 
Verdunstung entlang der Anliegerstraße müssten aus planungsrechtlicher 
Sicht Bestandteil einer zeichnerischen (und textlichen) Festsetzung nach  
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB werden. 
 

Die Versickerung durch Mulden-Rigolen-Elemente entlang der Anlie-
gerstraße ist Bestandteil der Straßenplanung. Eine zusätzliche Festset-
zung ist demnach nicht erforderlich. Das Vorhaben ist in der Begrün-
dung (Punkt 12) beschrieben. In der Planzeichnung wird die Legende 
zu 1.4 „mit Straßenentwässerung mittels Mulden-Rigolen-Element 
(nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)“ redaktionell ergänzt.  
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 Dem Hinweis wird dahingehend gefolgt, dass die Forderung 
aufgegriffen und entsprechend des Erfordernisses bei der Planung 
berücksichtigt wird. 
 

1.7 In diesem Zusammenhang wird auf die avisierte Vermeidungsmaßnah-
me V 5: Oberflächenwasserbehandlung auf Seite 27 des Grünordnungs-
planes (GOP) vom 18. 08. 2023 verwiesen. 

Die genannte Vermeidungsmaßnahme V5 im GOP Oberflächenwasser-
behandlung hat folgenden Wortlaut: 
„Das auf den Dachflächen anfallende Oberflächenwasser soll weitest-
gehend vor Ort auf den Einzelgrundstücken versickert werden. Dies ist 
jedoch nicht vollständig möglich. Um das Regenwasser dennoch im 
Vorhabengebiet zu halten und somit dem ökologischen Wasserkreislauf 
wieder zuzuführen, soll dieses entlang der Anliegerstraße in einem oder 
mehreren flachen Mulden-Rigolen-Elementen mit einer Tiefe von ca. 
0,60 m gespeichert werden und in einer Kombination aus Versickerung 
… sowie einer Verdunstung über die Geländeoberfläche entsorgt wer-
den. Somit werden Beeinträchtigungen aus einer verringerten Grund-
wasserneubildungsrate minimiert. Eine schadlose Versickerung ist si-
cherzustellen, indem die Dimensionierung der Versickerungsanlagen 
nach DWA-A 138 bemessen wird. Des Weiteren ist für die Versicke-
rungsanlagen eine Bewertung nach DWA-M 153 zu erstellen, um Be-
einträchtigungen des Grundwassers zu vermeiden.“ 
 
Der o.g. Sachverhalt ist in der Planzeichnung bereits als textliche Fest-
setzung unter 1.4.1 aufgegriffen. (Siehe auch T 1.1.1 Punkt 1.5.) 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

1.8 Die Abwasserbeseitigung gehört zu den Belangen, die nach Lage der 
Dinge regelmäßig in die nach § 1 Abs. 6 BauGB gebotene Abwägung 
einzustellen sind. Abwasser, zu dem auch das Niederschlagswasser gehört, 
ist so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 
wird. Ist eine Überflutungsprüfung nach DIN 1986-100 für die einzelnen 
Bauvorhaben erforderlich (siehe Begründung unter 13.), sollte das bereits 
aus den Hinweisen auf der Planzeichnung erkennbar sein 

 
Laut Stellungnahme der uWB (s. T 1.2.4) ist eine Überflutungsprüfung 
aus rechtlicher Sicht nicht notwendig, da diese üblicherweise erst ab 
einer anrechenbaren Fläche von 800 m² gefordert wird.  
Um der Hinweispflicht zu genügen, wird ein entsprechender Hinweis in 
der Planzeichnung redaktionell ergänzt.  
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
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1.9 Die unter Punkt 1.6 der Textliche Festsetzungen festgesetzte Maßnahme 
M 1 stellt eine Maßnahme zur Kompensation des Eingriffes in die Feldge-
hölzfläche dar, die eine Festsetzung des rechtskräftigen BPs Nr. 12 "B 107n 
- Ortsumgehung Eilenburg" war. Die materiellen Voraussetzungen für einen 
Ausgleich an anderer Stelle, außerhalb der Baugrundstücke, ergeben sich 
aus § 1 a Abs. 3 Satz 3 BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB und § 200a BauGB. 
Insbesondere für die rechtliche Sicherung und Umsetzung der Maßnahme  
A 2 (in der Gemarkung Doberschütz) ist ein städtebaulicher Vertrag zwi-
schen Stadt und Vorhabenträger nach § 11 BauGB notwendig und möglich. 
Diese Ausgleichsmaßnahme ist insofern nicht zu beanstanden. 
 

 
 
 
 
 
 
Die rechtliche Sicherung der Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen ist 
Bestandteil des Erschließungsvertrags vom 18.03.2024 einschl. Nach-
trag vom 11.07.2024. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.10 Es wird empfohlen, für die Maßnahme A 3: Entwicklung von Extensiv-
grünland die gesetzliche Grundlage § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB zu ergänzen, 
da hier § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB nicht zutreffend ist (keine Fläche für das 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen). 
 

Die Rechtsgrundlage wird für die Maßnahme A 3 entsprechend korri-
giert und ergänzt und chronologisch unter der Textfestsetzung 1.4 
eingeordnet. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.11 Begründung zu 3.2  
Bei dem angeführten Naturschutzgebiet "Wölpener Dorfwiesen" handelt es 
sich korrekterweise um das NSG "Wölperner Torfwiesen" 
 

 
Die Begründung wird entsprechend überarbeitet.  
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.12 Begründung zu 15. Hinweise  
Es wird empfohlen, Inhalt und Gliederung in diesem Kapitel entsprechend 
den Hinweisen auf der Planzeichnung unter Punkt 3 anzupassen und zu 
ergänzen. Das dient der Übersichtlichkeit und dem schnelleren Finden der 
jeweiligen Begründung zu den Hinweisen. Auch sind die Vermeidungsmaß-
nahmen (Hinweise 3.8 auf der Planzeichnung) noch nicht in der Begründung 
zu finden und folglich zu ergänzen. 
 

 
 
 
 
 
Die Begründung wird entsprechend überarbeitet.  
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.13 Begründung zu 15.4 Baugrund 
Hier ist folgende Aussage enthalten: "Aufbauend auf der Voruntersuchung 
zum Geotechnischen Bericht werden für die einzelnen Neubauten projektbe-
zogene und standortkonkrete Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 und 
DIN EN 1997-2 angeraten."  
Auf der Planzeichnung findet sich dazu keine entsprechende Passage. Sind 
solche Baugrunduntersuchungen bzw. -gutachten für die Wohngebäude, 
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Straßen und Erschließungsleitungen aus gutachterlicher Sicht zu empfehlen, 
sollten dazu Aussagen in die Hinweise auf der Planzeichnung aufgenommen 
werden. 
 

Ein entsprechender Hinweis wird in der Planzeichung redaktionell 
ergänzt. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.14 Grünordnungsplan 
Bezüglich des Kapitels 7. 1 werden inhaltliche Ergänzungen empfohlen, die 
bezüglich der Besonderheit der Eingriffsregelung bei Bauleitplänen für erfor-
derlich gehalten werden. […] 
Hinsichtlich des Ausgleichs von Eingriffen durch Bauleitpläne verweist das 
BNatSchG komplett auf die Vorschriften des Baugesetzbuchs, das für die 
Rechtsfolgen und den Vollzug verantwortlich ist. In das Literatur- und 
Quellenverzeichnis ist folglich auch das BauGB aufzunehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
Der Grünordnungsplan wird entsprechend ergänzt.  
 Dem Hinweis wird gefolgt. 

T 1.1.2 SG Denkmalschutz 
Es bestehen keine Einwände gegen das geplante Vorhaben. 
Denkmalpflegerische Belange finden sich bereits hinreichend in den 
Planungsunterlagen berücksichtigt und sind beizubehalten. 
 

 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

T 1.2 Umweltamt 
T 1.2.1 SG Abfall/Bodenschutz 
1. Altlasten 
1.1. Die Angaben hinsichtlich der Altlastensituation für den Geltungsbereich 
2 (Flurstück 126/35, Gemarkung Eilenburg Flur 46) sind nicht korrekt. Dort 
befinden sich die Altablagerung “ehem. Mülldeponie Dobritzmark”, die unter 
der Altlastenkennziffer 74100139 im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) 
eingetragen ist.  
Die ca. 2.500 m² große Fläche, wo die Maßnahmen A3 und M1 realisiert 
werden sollen, wurde durch die Bevölkerung als “wilde Deponie” zur 
Ablagerung von Siedlungsmüll genutzt. Angaben über möglicherweise 
aufgebrachte Oberflächenabdeckungen mit Bodenmaterial liegen in der 
unteren Bodenschutzbehörde nicht vor. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben zur Altlastsituation werden in der Planzeichnung, Begrün-
dung und im Grünordnungsplan ergänzt. 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.2. Es leitet sich weiterer altlastenbezogener Untersuchungsbedarf ab in 
Form von: 
- Bodenluftuntersuchungen;  
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- die Gefährdungssituation muss im Hinblick auf das Deponiegas vorab neu 
bewertet werden  Prüfung durch sachverständigen Gutachter zur Klärung, 
ob und welche Arbeitsschutzmaßnahmen für die Pflanzarbeiten eventuell 
erforderlich sind; 
- Prüfung, ob Abdeck- bzw. Rekultivierungsmaßnahmen der Altablagerung 
durchgeführt wurden; 
 
Hinweis: Für eine erfolgreiche Bepflanzung kann weiterer Bodenauftrag 
erforderlich werden. 
 Grundsätzlich bestehen gegen die Bepflanzung und die Entwicklung von 
Extensivgrünland des ehemaligen Deponieareals aus altlastenfachlicher 
Sicht keine Bedenken, da sich nach ggw. Kenntnisstand das von der Altab-
lagerung ausgehende Gefährdungspotential für die Schutzgüter durch eine 
Bepflanzung nicht erhöhen dürfte, zumal sich dadurch die eintretende 
Sickerwassermenge verringern würde, was zu einer Verringerung des 
Schadstoffaustrages führt. 
 

 
 
 
 
 
Nach nochmaliger Abstimmung mit dem LRA NoS ist ein Gutachten zur 
Gefährdungsabschätzung und Festlegung von evtl. erforderlichen 
Arbeitsschutzmaßnahmen während der Pflanzmaßnahmen auf dem 
ehem. Deponiegelände vor Beginn der Ausführung dem Landratsamt 
zur Prüfung und Bestätigung vorzulegen. Die darin benannten Maß-
nahmen sind vom Vorhabenträger bei der Umsetzung einzuhalten. Der 
Eingriff in den Ablagerungskörper ist fachgutachterlich zu begleiten und 
unter Beachtung der abfallrechtlichen Vorschriften durchzuführen. (Der 
Sachverhalt wurde per E-Mail vom 21.12.2023 von Frau Lauter 
bestätigt.)  
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

T 1.2.1 Ergänzende SN vom 21.12.2023 
1. Altlasten 
1.1 Vor Realisierung der Bepflanzung der Altablagerung und den damit 
verbundenen Bodenarbeiten ist durch einen sachverständigen Gutachter die 
Deponiegassituation zu prüfen und einzuschätzen, ob daraus Gefährdungen 
für auf dem Ablagerungskörper tätige Personen resultieren können.  
Weiterhin ist eine gutachterliche Prognose abzugeben, ob und welche 
Gefährdungssituation nach Abschluss der grünordnerischen Maßnahme für 
Personen über den Luftpfad zukünftig bestehen könnte. Falls erforderlich 
sind Maßnahmen zur Abwehr von möglichen Gefahren abzuleiten. 
 

Am 16.01.2024 erfolgten letzte Abstimmungen mit dem LRA NoS, dem 
Vorhabenträger und der Stadtverwaltung. Die Ergebnisse des durch ein 
sachverständiges Ingenieurbüro noch zu erstellenden Gutachtens und 
die Einhaltung der daraus abgeleiteten Schutzmaßnahmen werden im 
Erschließungsvertrag festgehalten und für verbindlich einzuhalten fest-
gelegt.  
Im GOP werden daher Annahmen für die maximalen Aufwendungen 
(wie Ausgasung unterhalb des Schwellenwertes in Verbindung mit 
maximalen Arbeits- und Maßnahmenschutz, max. Bodenaustausch und 
– auftrag inklusive Entsorgungsaufwendungen [Neophyt+Depoie]) 
dargelegt, welches als Worst-Case-Szenario für die Umsetzung der 
Maßnahmen eintreten kann und noch als durchführbar gilt. 
 
Kann auf Grund der Aufwendungen für die Sanierungsmaßnahmen 
geschlussfolgert und vom Erschließungsträger nachgewiesen werden, 
dass die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen (M1 Feldgehölz und A3 
ext. Grünland) wirtschaftlich nicht tragbar ist, so ist der Eingriff durch 
die Einzahlung in das Ökokonto der EWV zu begleichen, da keine ande-
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ren Flächen zur Verfügung stehen. 
Die Regelung hierzu erfolgt im Erschließungsvertrag  
 
Der o.g. Sachverhalt wird in der Begründung und im GOP redaktionell 
ergänzt. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.2 Das Gutachten zur altlastenbedingten Gefährdungssituation ist dem SG 
Abfall/Bodenschutz zur Stellungnahme zu übergeben. 
Für die Prüfung der gutachterlicherseits abgeleiteten, evtl. erforderlichen 
Arbeitssicherheitsmaßnahmen zuständige Behörde ist die Landesdirektion, 
Abt. Arbeitsschutz. 
 

 
 
Die Untersuchungsergebnisse werden der genannten Behörde zur 
Stellungnahme übergeben. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 

1.3 Eventuell durchzuführende Eingriffe in den Ablagerungskörper durch Ab-
schieben von Abdeckungsmaterialien (zum Beispiel im Rahmen der Entfer-
nung der vorhandenen Neophyten) sind fachgutachterlich zu begleiten und 
unter Beachtung der abfallrechtlichen Vorschriften durchzuführen. Alle im 
Rahmen der Maßnahme anfallenden Abfälle sind separat zu erfassen, zu 
lagern und entsprechend ihres Schadstoffpotentials geeigneten Entsor-
gungswegen (Verwertung oder Beseitigung) zuzuführen. 
 

 
Auf Grund der invasiven Eigenschaften der Neophyten wird bei einer 
voraussichtlichen Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen Bodenabtrag 
erforderlich werden. Die genannte Forderung wird Gegenstand des 
Erschließungsvertrags und wird außerdem in der Begründung und im 
GOP ergänzt.  
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.2.1 SG Abfall/Bodenschutz vom 13.08.2025 (im Rahmen der erneuten 
Beteiligung) 
1. Für den Standort der „Altablagerung Dobritzmark“ wurde im Jahr 1995 
von der seinerzeitigen Fachbehörde (StUFA) als weiterer altlastenbedingter 
Handlungsbedarf „Erkunden“ in Form von Deponiegasuntersuchungen fest-
gelegt. Entsprechende Untersuchungen sind bisher noch nicht erfolgt. Des-
halb wurde vorab der am Standort geplanten grünordnerischen Maßnahmen 
seitens der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde eine Aktualisierung der 
Gefährdungsbewertung hinsichtlich der Deponiegassituation gefordert. 
Vordergründig sollte in diesem Rahmen durch einen sachverständigen Gut-
achter geklärt werden, ob es aufgrund der Deponiegassituation während der 
Bodenarbeiten zu einer Gefährdung der dort tätigen Personen kommen 
kann und wenn ja, wie diese abgewehrt werden kann. Falls erforderlich soll-
ten für die Gefährdungsbewertung Deponiegasuntersuchungen durchgeführt 
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werden. 
Seitens des Investors wurde zwischenzeitlich mitgeteilt, dass eine Abstim-
mung mit Fachleuten erfolgt ist und die für die Standortsituation notwen-
digen Arbeitssicherheitsmaßnahmen (Tragen zertifizierter Schutzkleidung) 
festgelegt wurden. Insofern wird davon ausgegangen, dass eine entspre-
chende Gefährdungsbewertung für den Standort erfolgt ist. Eine Beurtei-
lung, ob die vorgeschlagenen Arbeitsschutzmaßnahmen angemessen und 
ausreichend sind bzw. eine Bestätigung derselben, liegt dabei nicht in der 
Zuständigkeit der UABB. 
An dieser Stelle wird ausdrücklich auf die Verantwortung des Investors/-
Bauherrn für die Einhaltung der relevanten Vorschriften und Regeln der 
DGUV hingewiesen. 
Wenngleich die konkret geplante Mächtigkeit des im Rahmen der grünord-
nerischen Maßnahmen vorgesehenen Bodenauftrags noch nicht bekannt ist, 
wird mit gegenwärtigem Kenntnisstand davon ausgegangen, dass altlast-
seitig noch durchzuführende Untersuchungen durch die Oberflächenabdec-
kung nicht behindert und zu einem späteren Zeitpunkt in Amtsermittlung 
realisiert werden können. Daher bestehen keine Einwände gegen die Rea-
lisierung der geplanten Begrünungsmaßnahmen. 
Auf die notwendige fachgutachterliche Baubegleitung der Rekultivierungs-
arbeiten auf dem Ablagerungskörper und die Einhaltung der abfallrecht-
lichen Bestimmungen wird im Hinweis 3.4 eingegangen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2. Lediglich in der Begründung zum BP sind noch geringfügige Präzisierun-
gen bzgl. der Realisierung einer altlastenrelevanten Gefährdungsbewertung 
inkl. Prognose vorzunehmen, da entsprechend der Ausführungen in Pkt. 2 
dieser Stellungnahme die Gefährdungsprognose sowie evtl. auszuführende 
Untersuchungen zu einem späteren Zeitpunkt realisiert werden können. In 
diesem Sinne werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 
Pkt. 7.5.2: Streichung der letzten beiden Sätze im Absatz 2 und des ersten 
Satzes im 3. Absatz. 
Pkt. 7.7, 5. Absatz: Im letzten Satz Streichung der Passage „einschließlich 
der gutachterlichen Prognose“. 
Pkt. 11 Altlasten, 3. Absatz: Im ersten Satz ersetzen der Passage „dem 
Landratsamt zur Prüfung und Bestätigung vorzulegen“ durch „zu realisieren 
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und mit der zuständigen Behörde abzustimmen“. 
 

Abweichend von der Abwägung vom 04.03.2024 wird den in der Stel-
lungnahme des Umweltamtes, Sachgebiet Altlasten, beim LRA NoS  
(T 1.2.2) vom 13.08.2025 genannten Hinweisen in Abstimmung mit 
der Unteren Naturschutz- und Bodenschutzbehörde gefolgt und festge-
legt:  
- dass die Erstellung eines aufwändigen und kostenintensiven Gutach-
tens zur Untersuchung der Deponie nicht erforderlich ist und - für den 
Umgang mit eventuellem Deponiegas generell vom Worst-Case-Sze-
nario ausgegangen wird. Somit werden die für die Standortsituation 
notwendigen Arbeitssicherheitsmaßnahmen (Tragen zertifizierter 
Schutzkleidung) für die auf der Fläche tätigen Personen als ausreichend 
erachtet. Somit trägt der Investor/Bauherr die alleinige Verantwortung 
für die Einhaltung der relevanten Vorschriften und Regeln der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung. 
 
Die Begründung wird entsprechend überarbeitet. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

1.4. Bodenschutz 
1. Natürliche oder seltene Böden stehen am Standort nicht an. 
 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. Die Maßnahmen M1 und A3 können nicht als Kompensation für das 
Schutzgut Boden bestätigt werden, da es sich bei den betreffenden Flächen 
um eine Altablagerung/Deponie handelt. Es ist nicht bekannt, ob hier über-
haupt eine Abdeckung der Abfälle mit Bodenmaterial stattgefunden hat.  
Mit den geplanten Maßnahmen können somit keine ungestörten Bodenfunk-
tionen oder Flächen mit natürlichem Grundwasserhaushalt entstehen. Die 
geplante extensive Bewirtschaftung (die mit der Ruderalflur bereits auch 
schon gegeben ist) wird den abiotischen Ressourcen entsprechend nicht zu 
Gute kommen. Im Ergebnis sind diese Maßnahmen nicht geeignet, die Ein-
griffe in das Schutzgut Boden zu kompensieren. 
 

 
 
 
 
 
Zur Stellungnahme gab es nochmalige Abstimmungen mit den zustän-
digen Bearbeiterinnen vom SG Altlasten und SG Abfall/Bodenschutz, in 
deren Ergebnis einvernehmliche Lösungen gefunden wurden. 
Dieses drückt sich in der ergänzenden Stellungnahme Bodenschutz 
vom 21.12.2023 aus.  

Ergänzende Stellungnahme Bodenschutz vom 21.12.2023 
3. Es besteht naturschutzrechtliches Einvernehmen mit der unteren Natur-
schutzbehörde bezüglich der geplanten Maßnahmen. Nach Rücksprache mit 
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Frau Lauter vom SG Abfall/Bodenschutz sind damit die Eingriffe in den 
Boden ebenfalls kompensiert.  
 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

4. Für die Maßnahmen M1 und A3 besteht Ergänzungsbedarf im GOP. Vorab 
der Ausführung der Maßnahmen ist durch einen sachverständigen Gutachter 
zu untersuchen, ob eine Abdeckung mit Bodenmaterial auf dem Deponie-
körper vorhanden ist, und ob diese Abdeckung für ein erfolgreiches Wachs-
tum der Gehölze ausreichend ist. Sollte diese nicht ausreichend sein, so ist 
Bodenmaterial durch eine entsprechende Fachfirma in der notwendigen 
Mächtigkeit aufzutragen. Die erforderlichen Auftragsmaßnahmen sind vorab 
der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde zur Prüfung einzureichen. 
 

 
 
 
 
 
Der GOP und die Begründung werden entsprechend ergänzt. 
 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

T 1.2.2 SG Immissionsschutz (uIB) 
Gegen den o. g. BP bestehen aus Sicht der uIB keine Bedenken.  
Zum Vorhaben erfolgte mit Schreiben vom 01. 06. 2023 eine positive Stel-
lungnahme durch die uIB. Der dabei gegebene Hinweis zur textlichen 
Festsetzung 1. 5 wurde berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

T 1.2.3 SG Naturschutz (uNB) 
1. Nach der Bilanzierung des Eingriffes im Punkt 9 des GOP besteht Kom-
pensationsbedarf von 3,52 Werteinheiten. Der fehlende Kompensationsbe-
darf wird mit der Entwicklung einer Mittelhecke (A 1) im südlichen Plange-
biet, der Anlage einer Streuobstwiese (A 2) auf dem Flurstück 61/4, Flur 4 
Gemarkung Doberschütz und der Umwandlung einer von Neophyten ge-
prägten Fläche in extensives Grünland (A 3) auf dem Flurstück 126/35, Flur 
46 Gemarkung Eilenburg ausgeglichen (Punkt 1. 6 der textlichen Festset-
zungen). Das durch Rodung verlorengegangene Feldgehölz wird auf dem 
Flurstück 126/35, Flur 46, Gemarkung Ellenburg, in einer Flächengröße von 
rund 1. 427 m2 ersetzt (M1).  
Diese Flächen sind nach § 15 Abs. 4 BNatSchG rechtlich (grundbuchmäßig) 
zu sichern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die grundbuchmäßige Sicherung wird vorbereitet und erfolgt voraus-
sichtlich erst nach Satzungsbeschluss. Ein Auflassungsvermerk auf 
nicht kommunalen Grundstück wird als Nachweis zum Satzungsbe-
schluss vorgelegt. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

3. Die artenschutzrechtliche Betrachtung im Artenschutzfachlichen Gutach-
ten ist plausibel. Im Punkt 3.8 des Planteiles B sind Vermeidungsmaßnah-
men (V1 bis V6) festgesetzt. Bei deren Umsetzung können die Verbotstat-
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bestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG ausgeschlossen werden.  
 

Die Vermeidungsmaßnahmen wurden in der Planzeichnung nicht 
festgesetzt, sondern sind als Hinweise in der Planzeichnung enthalten 
und erfüllen somit die erforderliche Anstoßfunktion. 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

4. Aus Sicht der uNB bestehen keine Bedenken zum Vorhaben. 
 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.2.3 SG Naturschutz vom 13.08.2025 (im Rahmen der erneuten Betei-
ligung) 
Durch die geplanten Änderungen der Textfestsetzungen 1.4, 1.6.1 und 3.8 
zum Realisierungszeitraum der Eingriffskompensation werden keine natur-
schutzrechtlichen Belange erheblich berührt oder beeinträchtigt. Bedingt 
durch die abfallrechtlichen Vorgaben für die Deponie sind die langen Reali-
sierungszeiträume plausibel. 
Der Verschiebung der Forderung zur Verwendung von insektenschonender 
Außenbeleuchtung als Hinweis in den Punkt 3.10 der Textfestsetzungen 
stehen keine naturschutzrechtlichen Belange entgegen. 
Es bestehen keine Bedenken zu den Änderungen, sofern die naturschutz-
rechtlichen Belange, die sich besonders aus den §§ 14 - 17 BNatSchG 
(Kompensation) ergeben, berücksichtigt und realisiert werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

T 1.2.4 SG Wasserrecht (uWB) 
1. Dem vorgelegten Entwurf wird zugestimmt. 
 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Überflutungsprüfung wird ab einer anrechenbaren Fläche (AE) ab 
800 m² gefordert. Dahingehend ist die in der Begründung aufgeführte 
Textpassage "Die Überflutungsprüfung nach DIN 1986-100 ist im Rahmen 
der Bauantrags- und Genehmigungsfreistellungsunterlagen durchzuführen" 
aus rechtlicher Sicht der uWB nicht erforderlich. Die fachliche Einschätzung 
des Erfordernisses bleibt natürlich dem Planer vorbehalten. 
 

 
Die Begründung wird unter Punkt 7.5.1 und 13 redaktionell ergänzt, 
dass das Erfordernis zur Durchführung der Überflutungsprüfung vom 
Planer fachlich einzuschätzen ist. 
 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 

3. Der Überflutungsnachweis der Anliegerstraße wurde erbracht.  Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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1.2.4 SG Wasserrecht vom 13.08.2025 (im Rahmen der erneuten Betei-
ligung) 
Dem BP wird unter der Voraussetzung, dass die Ausführungen zur Regen-
wasserentsorgung angepasst werden und die Hinweise in jedem Einzel-
verfahren beachtet werden, zugestimmt. 
…Für das Gebiet ist eine Bohrteufenbegrenzung bei der Errichtung von 
Erdwärmesondenanlagen erforderlich. Dies ist in den textlichen Festsetzun-
gen unter Punkt 3.5 und Kap 15.1 bereits benannt. 
Das Niederschlagswasser soll mittels Mulden-Rigolen-Versickerungsanlagen 
abgeleitet werden. Die Versickerungsanlagen sollen mit einer Tiefe von 0,5 
m errichtet werden. Es wird ausgeführt, dass Sickerwasser bereits bei 1,0 
m unter Geländeoberkante angetroffen wurde. Somit ergibt sich hier eine 
Sickerstrecke von 0,5 m; diese liegt damit unterhalb der geforderten Min-
destsickerstrecke von 1,0 m, nach DWA-A 138-1 (10/2024). Die Verkürzung 
der Sickerstrecke ist denkbar, setzt allerdings den Nachweis der Vorreini-
gung der anfallenden Niederschlagswassermengen voraus und bedarf im 
Rahmen des Verfahrens der wasserrechtlichen Erlaubnis der Zustimmung 
der unteren Wasserbehörde. 
 

 
 
 
 
 
 
In der Begründung zum B-Plan wird der Punkt 13 (Regenwasser) wie 
folgt redaktionell ergänzt: 
„Da Sickerwasser bereits bei 1,0 m unter Geländeoberkante angetrof-
fen wurde, würde sich die Sickerstrecke auf 0,5 m verkürzen. Da diese 
dann unterhalb der geforderten Mindestsickerstrecke von 1,0 m nach 
DWA-A 138-1 (10/2024) liegt, ist in diesem Fall der Nachweis der Vor-
reinigung der anfallenden Niederschlagswassermengen erforderlich. 
Außerdem ist im Rahmen des Verfahrens eine wasserrechtliche Erlaub-
nis durch die Untere Wasserbehörde zu beantragen.“ 
Auf der Planzeichnung wird unter dem Hinweis 3.9 (Regenwasserver-
sickerung) auf die Begründung Punkt 13 verwiesen. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

T 1.2.5 SG Brandschutz 
Die Stellungnahme vom 01.06. 2023 gilt unverändert fort: 
Keine Bedenken, sofern die Schutzziele, die sich aus den §§ 3 und 14 
SächsBO und ff. ergeben berücksichtigt, in die Planung einbezogen und am 
Bau verwirklicht werden. 
 

 
Die Hinweise zur Sicherstellung von Löschwasser und teilweise auch 
zur Lage und Zugänglichkeit werden in der Planung berücksichtigt 
(Begründung Punkt 7, 12 und 13), weitere Regelungen zur Lage und 
Zugänglichkeit sowie zum Baulichen Brandschutz sind z.T. Gegenstand 
der späteren Bauausführung.  
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

T 2 Landesdirektion Sachsen (LDS) vom 18.10.2023 
Die Planung steht in Einklang mit den Erfordernissen der Raumordnung. 
Hinweis: Im Geltungsbereich 2 (Planung Maßnahme M1 und A3) wurde eine 
Altlast AKZ 74100139) in Zuständigkeit der unteren Bodenschutzbehörde 
festgestellt. 
 
 
 

 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 3 Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen (RPLWS)  
vom 23.10.2023 
Aus regionalplanerischer Sicht bestehen gegen die o. g. Planung keine 
Bedenken. 
 

 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

T 4 Landesamt für Archäologie Sachsen (LfA)vom 17.10.2023 
Keine Einwände, da Belange in den textlichen Festsetzungen unter Punkt 
3.2 und in der Begründung (S. 7) ausreichend berücksichtigt sind. 
 

 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

T 5 Abwasserzweckverband „Mittlere Mulde“ (AZV) vom 28.09.2023 
1. Schmutzwasserentsorgung  
In der Begründung zum B-Plan gegebenen Hinweise aus der Stellungnahme 
vom 10.05.2023 wurden berücksichtigt. Das anfallende Schmutzwasser 
kann, wie unter Punkt 13. der Begründung ausgeführt, in das vorhandene 
Abwassernetz DN 350 PVC im Gelbchenweg eingeleitet werden. 
 

 
 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. Niederschlagswasserentsorgung  
2.1 Die gegebenen Hinweise aus der Stellungnahme vom 10.05.2023 
hinsichtlich der Niederschlagswasserentsorgung wurden in der Begründung 
aufgegriffen. 

 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

2.2 In der Umsetzung des BPs ist für jedes Bauvorhaben ein Baugrundgut-
achten zu erstellen, um geeignete Lösungen für die Entsorgung des Nieder-
schlagswassers zu erarbeiten, da eine Einleitung des Niederschlagswassers 
als sehr kritisch angesehen werden muss. 
 

Der Hinweis ist bereits Bestandteil der Begründung (Punkt 15.4) und 
steht als Information für den Investor zur Verfügung. Zudem wird ein 
Hinweis in die Planzeichnung aufgenommen (s. T. 1.1.1 Punkt 1.13) 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2.3 Im BP-Gebiet liegen teilweise sehr ungünstige Bedingungen für die 
Versickerung vor, dennoch muss darauf orientiert werden, dass das Regen-
wasser auf den Grundstücken zu belassen ist. Bereits in der Planungsphase 
muss für jedes Baugrundstück kritisch geprüft werden, welche Flächen 
überhaupt versiegelt werden sollen. Falls eine Befestigung unumgänglich 
ist, haben durchlässige Beläge den Vorrang (z. B. Rasengittersteine, 
Pflaster, poriger Beton). 
 
 

 
 
 
 
 
Die Begründung wird um den Hinweis ergänzt.  
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
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2.4. Unbelastetes Niederschlagswasser ist einer Nutzung zuzuführen bzw. 
zur Versickerung zu bringen. Wird Regenwasser als Brauchwasser genutzt, 
müssen geeignete Messeinrichtungen vorgesehen werden, um die 
entstehende Schmutzwassermenge zu ermitteln.  
 

 
 
Die Begründung wird redaktionell um den Hinweis ergänzt. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

2.5. Zur Sicherstellung der Abwasserentsorgung im BP-Gebiet gestattet der 
AZV am Übergabeschacht die Einleitung von insgesamt (Schmutz- und Nie-
derschlagswasser) 8 l/s. Hierzu ist der Übergabeschacht als Drosselschacht 
mit Abflussregler auszubilden.  
Ein entsprechender Nachweis ist zu erbringen.  
 

 
 
Siehe T 1.1.1 Punkt 1.3 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

2.6. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass keine Einwände ge-
gen den BP Nr. 57 bestehen, wenn die Umsetzung entsprechend der Be-
gründung zum B-Plan, unter Berücksichtigung des Geotechnischen Berich-
tes sowie unserer Hinweise erfolgt. 
 

 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

T 5 Ergänzende SN des AZV vom 21.11.2023  
2.7 Aus Sicht der AZV sollten Festlegungen hinsichtlich der Einleitung von 
Regenwasser pro Quadratmeter Grundstücksfläche getroffen werden, um 
Überschreitungen der begrenzten Einleitmenge am Übergabeschacht zu 
vermeiden.  
Aus der vorgelegten Berechnung ist ersichtlich, dass bei Einhaltung unserer 
Forderung eine Regenwassermenge von 0,0009 l/s pro m² Grundstücksflä-
che in das Kanalnetz eingeleitet werden. Die Rückhaltung des überschüssi-
gen Regenwassers kann über Retentionszisternen, welche auf den jewei-
ligen Baugrundstücken zu planen und zu errichten sind, realisiert werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Berechnung erfolgte durch den Vorhabenträger. Entsprechende 
Festlegungen werden in die Begründung aufgenommen. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 

2.8 Zur Erteilung der Einleitgenehmigung ist für jedes Baugrundstück ein 
Entwässerungsantrag zu stellen. Im Zusammenhang mit dem Entwässe-
rungsantrag sind Unterlagen zur Niederschlagswasserentsorgung vorzule-
gen bzw. entsprechende Nachweise zu erbringen. 
 

 
 
Die Begründung wird um den Hinweis ergänzt. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
 

T 6 Versorgungsverband Eilenburg-Wurzen (VEW) vom 26.10.2023 
Grundsätzlich keine Einwände. 
1. ln Abhängigkeit der künftigen Bebauung/Nutzung ist die Errichtung von 
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Erschließungsanlagen zur Versorgung mit Trinkwasser, ausgehend von der 
vorhandenen Versorgungsleitung GGG L00 (Gelbchenweg) erforderlich. 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. Die Errichtung von Versorgungsanlagen im Bereich privater Flächen er-
folgt mit entsprechender dinglicher Sicherung als Voraussetzung zur Über-
nahme der Erschließungsanlagen in den Bestand der öffentlichen Wasser-
versorgung. Ein Erschließungsvertrag zwischen dem VEW und dem Erschlie-
ßungsträger soll Umfang und Bedingungen regeln. 
 

 
Der Investor hat einen entsprechenden Nachweis zu erbringen, der mit 
dem Erschließungsvertrag einzureichen ist.  
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

T 7 Stadtwerke Eilenburg GmbH (Gas und Elektro) (SWE) vom 
05.10.2023 
Keine Einwände. Gebiet ist bislang nicht erschlossen. Anschluss an das Ver-
teilnetz für die Medien Strom und Gas ist grundsätzlich gegeben. Für die 
Erschließung wird jeweils ein Netzausbau erforderlich. 
 

 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

T 8 Mitnetz Gas mbH vom 21.09.2023 
Es befinden sich keine Versorgungsanlagen im Gebiet, daher Zustimmung. 
Die Erkundigungspflicht der bauausführenden Firma bleibt von diesem 
Schreiben unberührt. 
 

 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

T 9 Mitnetz Strom mbH vom 04.10.2023 
1. Grundsätzlich keine Bedenken. Nach Einarbeitung der Forderungen und 
Hinweise wird um eine Vorlage eines bestätigten BPs sowie der Regelquer-
schnitte öffentlicher Straßen erbeten.  
 

 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. SN Mittel- und Niederspannungsanlagen  
Diese sind im Bereich des BPs nicht vorhanden. Gebiet befindet sich im 
Versorgungsbereich der Stadtwerke EB. Übersichtsplan und zwei Bestands-
pläne übermittelt, diese ersetzten nicht das Schachtscheinverfahren. 
 

 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

3. SN Hochspannungsanlagen 
Im Geltungsbereich der Maßnahme M1 und M3 verläuft die 110 kV Leitung  
Be-Due Abz. EiO MB 7E-8E. 
Es gelten die allgemeinen Bedingungen für 110 kV Freileitungen. 
Unterbauungen, Geländeänderungen und Anpflanzungen sind separat zu 
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prüfen. 
Festlegungen: 
- Alle Baumaßnahmen, welche im Schutzstreifen stattfinden, müssen bei 

der Mitnetz Strom angezeigt und genehmigt werden. 
- Im Radius von 15 m um den Mast ist das Bebauen i.d.R. untersagt. 
- Im Radius von 30 m um einen Mast können sich Erdungsanlagen im 

Erdreich befinden. 
- Falls Erdungsanlagen gefunden oder beschädigt werden, muss die 

Mitnetz Strom in Kenntnis gesetzt werden. 
- Der Zugang zum HS-Mast muss immer gewährleistet sein. 
- Ein Abstand von 5 m zum Leiterseil ist zwingend einzuhalten. 
- Für jegliche Arbeiten im Schutzstreifen muss eine Grundeinweisung 

durch die Mitnetz Strom erfolgen, dies ist mindestens 14 Tage vorher 
zu beantragen. 

- Im Zuge dieser Grundeinweisung werden alle Maßnahmen geklärt, die 
zum Arbeiten notwendig sind. 

- Es dürfen sich keine Fahrzeuge über eine Gesamthöhe von 4,00 m im 
angegebenen Bereich bewegen. 

- Ein Abladen im Bereich/unter der 110 kV Freileitung mittels Kipptechnik 
ist verboten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bedingungen und die entsprechenden Schutzstreifen wurden bei 
den Festlegungen der Bepflanzungen berücksichtigt. Die aufgeführten 
Bedingungen werden redaktionell in die Begründung übernommen und 
müssen bei der Ausführung der Pflanzmaßnahmen berücksichtigt 
werden. 
 Den Hinweisen wird gefolgt. 
 

4. SN Fernmeldeanlage 
Im Bereich Ihrer geplanten Baumaßnahme befinden sich Gemeinschafts-
FM-Kabelanlagen in Rechtsträgerschaft der enviaM und envia TEL GmbH; 
die Trasse verläuft mit auf der 110 kV Freileitung. 
Es wird um eine Anpassung der Planung an die vorhanden Anlagen der 
enviaM-Gruppe gebeten, sodass Umverlegungsarbeiten entfallen. Der Erhalt 
der Anlagen ist vorrangig zu prüfen. Sollten Umverlegungen von Anlagen 
unumgänglich sein, sind Abstimmungen zur Erarbeitung einer technischen 
Lösung in der Planungsphase mit uns zu führen und die bestätigte 
Ausführungsplanung an die genannten Ansprechpartner zu übergeben. 
 

 
 
 
 
 
Die bestehenden Kabelanlagen mit den entsprechenden Schutzstreifen 
sind vor Ausführung der Pflanzmaßnahmen zu orten und entsprechend 
zu beachten. Die Hinweise werden in die Begründung übernommen und 
müssen bei der Ausführung berücksichtigt werden. 
 Den Hinweisen wird gefolgt. 
 

5. SN Anlagen der envia THERM 
Es befinden sich keine Anlagen der envia THERM im Bestand. 
 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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T 10 GDMcom vom 28.09.2023 
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen, es gibt keine zurzeit 
laufenden Planungen; keine Einwände gegen das Vorhaben. 
 

 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

T 11 Telekom vom 24.10.2023 
Stellungnahme vom 23.05.2023 gilt unverändert: 

1. Allgemeines 
- es befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) im Plangebiet 
- Zur Versorgung der Telekommunikationsinfrastruktur ist eine Verlegung 
neuer TK-Linien innerhalb und außerhalb des Plangebietes erforderlich 
- keine Einwände gegen Planungsabsichten 
2. Allgemeine Hinweise zur Bauausführung 
3. Folgende fachliche Festsetzung ist aufzunehmen: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen 
mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,6 m für die Unterbringung 
der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
 

 
 
 
 
 
  
 
 
Die Hinweise wurden in die Begründung (Punkt 13) aufgenommen. 
Dem Investor liegt die Stellungnahme vor. 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

T 12 LASuV vom 23.10.2023 
1. Zustimmung zum BP Nr. 57 unter der Maßgabe, dass die Zustimmung 
der unteren Naturschutzbehörde (uNB) schriftlich nachgereicht wird und ein 
Nachweis über die Bestellung der Dienstbarkeit im Grundbuch für das 
Flurstück 126/35, Flur 46 der Gemarkung Eilenburg übergeben wird. 
 

 
 
 
 
Die Zustimmung zu den geplanten Ersatzpflanzungen liegt von der uNB 
mit Stellungnahme vom 26.10.2023 (siehe 1.2.3  Nr. 4) vor. Die 
grundbuchmäßige Sicherung kann erst nach Satzungsbeschluss 
erfolgen. Ein entsprechender Nachweis wird erbracht. Eigentümer des 
Flurstücks ist die Stadt Eilenburg. 
 Den Hinweisen wird gefolgt. 
 

2. Belange Straßenrecht 
2.1 Die Forderung aus der letzten Stellungnahme vom 25.05.2023 wurde in 
Punkt 1.2 der Textfestsetzungen umgesetzt.  
Der Errichtung der Erschließungsstraße im oben genannten Abstand und 
weiterer baulicher Anlagen, die den Festsetzungen des BPs entsprechen, in 
der Anbaubeschränkungszone der B 107 (Abstand von über 20 m bis zu  
40 m zur äußeren befestigten Fahrbahnkante der B 107) wird aus straßen-
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rechtlicher Sicht gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1, Nr. 1 zugestimmt. 
 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2.2 Die Erschließung der geplanten Wohnbaufläche erfolgt über das kom-
munale Straßennetz. Die Entfernung der geplanten Erschließungsstraße zur 
äußeren befestigten Fahrbahnkante der B 107 beträgt ca. 10 m. Eine Er-
schließung über die B 107 ist nicht möglich. Straßenrechtliche Anbauver-
botsvorschriften des § 9 Abs. 1 Satz 1, Nr. 1 und 2 Bundesfernstraßen-
gesetz (FStrG) stehen dem Vorhaben somit nicht entgegen. 
 

 
 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2.3 Das geforderte Zufahrtverbot in Angrenzung zur B 107 entsprechend 
der Planzeichenverordnung (PlanZV) ist auf Grund der örtlichen Gegeben-
heiten nicht in den Planunterlagen nachgetragen worden. Dies wird von uns 
zur Kenntnis genommen, aber es liegt in diesem Punkt keine Mitwirkung 
unsererseits nach § 9 Abs. 7 FStrG vor. 
 

Das Planzeichen 6.4 der PlanzVO „Ein- und Ausfahrten und Anschluss 
anderer Flächen an die Verkehrsflächen (nach § 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und 
Abs. 6 BauGB)“ ist für Regelungen für An- oder Ausschlussmöglich-
keiten von Baugrundstücken an öffentliche Straßen. Im BP schließen 
die Baugrundstücke direkt an die geplante Privatstraße an. Dort ist die-
se Regelung nicht notwendig. Das Planzeichen „Bereich ohne Ein- und  
Ausfahrt“ müsste nach Wunsch der Straßenbauverwaltung am westli-
chen Rand der Privatstraße angeordnet werden. Dafür ist es nicht ge-
dacht und deshalb auch nicht erforderlich. 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

3. Belange Planung 
Straßenplanerisch bestehen keine Einwände. Es besteht auch kein Bedarf 
für eine Radverkehrsanlage an der B 107 im Abschnitt K 7442 bis zur „Von-
Bülow-Straße“. Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass keine Ansprüche 
auf Lärmschutzmaßnahmen über die bestehenden Anlagen hinaus gegen 
den Straßenbaulastträger geltend gemacht werden können. 
 

 
 
 
 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

4. Belange Grunderwerb und Vermögensverwaltung 
Der Kaufvertrag der Flurstücke 45/1 und 44/5 Flur 9 der Gemarkung Eilen-
burg wurde unter aufschiebenden Bedingungen geschlossen, dass eine 
Umwandlung der Gehölzfläche auf der AuE-Fläche Ortsumgebung B107 
Eilenburg im Einvernehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde erzielt 
und eine adäquate Ersatzfläche bereitgestellt wird.  
Bei der gemeinsamen Beratung am 14.08.2023 in Eilenburg hat der Vertre-
ter der uNB seine Zustimmung zur Ersatzfläche auf dem städtischen Flur-
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stück 126/35, Flur 46 erteilt, auf der die Kompensationsmaßnahme umge-
setzt werden soll. Die aufschiebende Bedingung zum Kaufvertrag wäre 
demnach erfüllt und die Erschließung des BPs gesichert. Die schriftliche Zu-
stimmung der uNB ist noch zu übergeben. Außerdem ist ein Nachweis über 
die Bestellung der Dienstbarkeit im Grundbuch für das Flurstück 126/35, 
Flur 46 der Gemarkung Eilenburg zur dauerhaften Sicherung der Kompensa-
tionsmaßnahme vorzulegen. 
 

 
 
 
 
Siehe Punkt 1 
 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

5. Belange Umwelt und Landschaftsgestaltung 
Ein gemeinsamer Ortstermin mit Referat 24 – Umwelt und Landschaftsge-
staltung hat nach der Absteckung der Erschließungsstraße und vor der 
Rodung zu erfolgen. Der Beginn der Rodungsarbeiten ist beim LASuV anzu-
zeigen, sodass das Vorhaben begleitet werden kann. Die Verkehrssicherheit 
am verbleibendem Gehölzbestand ist dauerhaft sicherzustellen. 
 

 
Die Rodung des Gehölzbestandes des Bereichs, der für den Bau der 
Erschließungsstraße vorgesehen ist, ist bereits erfolgt.  
Die Sicherstellung der Verkehrssicherheit am verbleibenden Gehözbe-
standes wird Bestandteil des Erschließungsvertrags. 
 Dem Hinweis wird gefolgt. 
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G 1 Gemeindeverwaltung Thallwitz vom 16.10.2023 

Es werden keine öffentlichen Belange der Gemeinde Thallwitz durch die 

Planung berührt. Es gibt keine beabsichtigten Planungen oder Maßnahmen, 

die für die Entwicklung Ihres Planvorhabens von Bedeutung sein könnten. 

Bedenken, Hinweise oder Anregungen werden nicht vorgebracht. 

 

 

 

 

 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

G 2 Verwaltungsverband EB West – Gemeinde Jesewitz  

vom 18.10.2023 

Keine Einwände oder Hinweise 

 

 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

G 3 Verwaltungsverband EB West – Gemeinde Zschepplin vom 

24.10.2023 

Keine Einwände oder Hinweise 

 

 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

G 4 Gemeinde Doberschütz vom 27.10.2023 

Es werden keine öffentlichen Belange berührt. Beabsichtigte oder bereits 

eingeleitete Maßnahmen und Planungen, die für die Entwicklung des 

Planungsvorhabens von Bedeutung sein könnten, gibt es nicht.  

 

 

 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

G 5 gemeinde Krostitz vom 27.10.2023 

Es werden keine öffentlichen Belange berührt und keine Anregungen oder 

Bedenken geäußert. 

 

 

 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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1. Planungsrechtliche Festsetzung

1.1  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)  

1.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Grundflächenzahl (§ 19 Abs.1 BauNVO)
hier: GRZ = 0,4

Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO)
hier z.B.:  max. 2 Vollgeschosse

maximale Firsthöhe über DHHN 2016

Füllschema der Nutzungsschablone:

    Art der                         Zahl der
baul. Nutzung            Vollgeschosse

Grundflächenzahl        Bauweise

  max.Firsthöhe über DHHN 2016
                                   

1.3  Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB)

offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

pG

1/46

1.4  Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

private Straßenverkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) mit Straßenentwässerung 
mittels Mulden-Rigolen-Element (nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

1.5 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünfläche

private Grünfläche

1.6 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

1.7 Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des B-Planes "B 107 Ortsumgehung"

maßgebliche Außenlärmpegelbereiche, hier Lärmpegelbereich IV

2. Bestandsangaben

Flurstücksnummer lt. Kataster

Flurstücksgrenzen

Flurgrenzen

vorhandene Gebäude (Wohn-/Wirtschaftsgebäude)

vorh. Abwasserleitungen mit Kontrollschacht

vorh. Deckel- und Sohlhöhen Abwasserschächte über DHHN 2016

vorh. Trinkwasserleitungen

Zäune

Baumbestand (Laub-/Nadelbäume)

Grenze Ausgleichspflanzung Kompensationsprogramm des Freistaates Sachsen
Nr. 14-32-1997-149-B107-Ortsumgehung Eilenburg

Abstandsflächengrenze Anbauverbot Bundesstraße

Garagen
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Geltungsbereich 2 - Zuordnung Maßnahmen M1 und A3 Maßnahmefläche - Zuordnung Maßnahme A2

Geobasisdaten: DTK-200-V- c GeoBasis-DE/BKG 2013 (Daten verändert)
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Bebauungplan Nr. 57 der Stadt Eilenburg 
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1.6.2  Maßnahme A1: Entwicklung einer Mittelhecke
Entwicklung einer Mittelhecke auf 205 m² im südlichen Geltungsbereich 1 auf dem Flurstück 1/54, 
Flur 15, Gemarkung Eilenburg. Die Pflanzung der Maßnahme A1 erfolgt in 2-3 Reihen. Der Pflanzabstand 
beträgt 1,50 m x 1,50 m. Pflanzung der Sträucher erfolgt in artgleichen Gruppen zu 3 - 5 Stück. 
Pflanzung der Baumarten erfolgt in wuchsspezifischen Abständen (8 - 10 m) zueinander. Zur Pflege 
und zum Erhalt ist wässern, mulchen und ggf. ein Verbissschutzzaun erforderlich. Auf Pflanzenschutz- 
und Düngemittel ist zu verzichten. Bei Abgang von Gehölzen ist gleichartiger Ersatz zu leisten. 
Auf den Stock setzen erfolgt in Abständen von 10 bis 25 Jahren im Zeitraum Anfang Oktober bis Ende 
Februar. Die Maßnahme ist innerhalb von zwei Jahren nach Satzungsbeschluss fertig zu stellen.  Die 
Modalitäten der Ausgleichsmaßnahme sowie ihre Entwicklungs- und Unterhaltungspflege werden im 
städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB gesichert.
Pflanzenarten/-qualitäten:
-  Bäume als leichte Heister, mind. 1 x verpflanzt, Höhe 100 - 150 cm:
   Feldahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Stieleiche (Quercus robur), Eberesche 
   (Sorbus aucuparia), Obsthochstämme (Kirsche, Pflaume, Apfel, Birne)
-  Sträucher als leichter Strauch, 2triebig, mind. 1 x verpflanzt, Höhe 70 - 90 cm:
   Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Haselnuss (Corylus avellana), Pfaffenhütchen (Euonymus 
   europaea), Weißdorn (Crataegus monogyna), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina)

1.6.3  Maßnahme A2: Entwicklung einer Streuobstwiese
siehe Hinweise Gliederungspunkt 3.8!

2.  NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME (§ 9 Abs. 6 BauGB)
2.1 Archäologischer Denkmalschutz
Das Vorhaben liegt in einem archäologischen Relevanzbereich, welcher nach § 2 SächsDSchG 
Gegenstand des Denkmalschutzes ist (fundreiches Altsiedelgebiet). 
Vor Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und Bauarbeiten (dies betrifft auch 
Einzelbaugesuche)  müssen im von Bautätigkeit betroffenen Areal durch das Landesamt für Archäologie 
im gesamten Gebiet des B-Planes (d. h. unabhängig von der räumlichen Disposition der Erschlie-
ßungstrassen, Baufelder etc.) archäologische Grabungen mit ausreichendem zeitlichen Vorlauf zu 
den geplanten Baumaßnahmen durchgeführt werden. 
Auftretende Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren. Bauver-
zögerungen sind dadurch nicht auszuschließen.

3. HINWEISE
3.1  Lärmschutz
Bei der Aufstellung von Klimageräten und Luftwärmepumpen sollen die Hinweise der Anlage zum 
"Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten" beachtet 
werden. Weitere Erläuterungen und Hinweise können der Begründung entnommen werden.

3.2  Feuerungsanlagen
Bei der Errichtung/ dem Betrieb von kleinen und mittleren Feuerungsanlagen ist die 1. BImSchV 
zu beachten. 

3.3  Photovoltaik-/ Solaranlagen
Um Blendungen durch Photovoltaik- Solarmodule zu reduzieren, sind Minderungsmaßnahmen zu ergreifen. 

3.4  Bodenschutz/Altlasten
Im Geltungsbereich 2 (Flurstück 126/35, Gemarkung Eilenburg Flur 46) befinden sich die Altablagerung 
"ehem. Mülldeponie Dobritzmark", die unter der Altlastenkennziffer 74100139 im Sächsischen 
Altlastenkataster (SALKA) eingetragen ist. Die geplanten Rodungs- und Pflanzmaßnahmen (Maßnahme M1 
und A3) auf dem Ablagerungskörper sind unter Beachtung der abfallrechtlichen Vorschriften durchzuführen  
(siehe Begründung Punkte 7.5.2, 7.7 und 11). 
Ergeben sich im Zuge der weiteren Planung, Bauvorbereitung und -ausführung Hinweise auf schädliche 
Bodenveränderungen oder/und Altlasten i.S. des § 9 Abs. 1 i.V.m. § 2 Abs. 3 bis 5 BBodSchG (z.B. 
altlastenrelevante Sachverhalte wie organoleptische Auffälligkeiten; Abfall) besteht für den Grund-
stückseigentümer und Inhaber der tatsächlichen Gewalt nach § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG vom 
22. Februar 2019 die Pflicht, diese unverzüglich der nach § 19 Abs. 1 SächsKrWBodSchG zuständigen 
Behörde (hier: LRA Nordsachsen, Umweltamt) mitzuteilen.
Im Hinblick auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden, sowie zur Minimierung 
baubetrieblicher Bodenbelastungen, sind die auf der Grundlage des § 1a BauGB, § 1 BBodSchG, 
§ 202 BauGB zu beachten.

3.5 Geothermie/Baugrund
Geplante Erdwärmesondenanlagen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch das Landratsamt 
Nordsachsen, untere Wasserbehörde. Die Tiefe der Erdwärmesonden ist jedoch lediglich bis 60 m unter 
Geländeoberkante erlaubnisfähig.
Für die einzelnen Neubauten werden projektbezogene und standortkonkrete Baugrunduntersuchungen 
nach DIN 4020 und DIN EN 1997-2 angeraten (siehe auch Begründung Punkt 15.2 "Baugrund").

RECHTSGRUNDLAGEN
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),das zuletzt durch das Gesetz vom 
27.10.2025 (BGBl. I S. 257) geändert wurde

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung -BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert wurde

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember.1990 
(BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert wurde 

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 01. März 2024 (SächsGVBl. S. 169) geändert wurde

PLANGRUNDLAGE
Der Bebauungsplan basiert auf der Kartengrundlage zur Erstellung eines 
B-Planes des Vermessungsbüros Dipl.-Ing. Maximilian Hennig, Leipzig 
vom Januar 2022, ergänzt mit Katasterangaben vom August 2023.

3.6  Kampfmittel
Laut Belastungskarte des Geoportals des Landratsamtes Nordsachsen ist 
keine Belastung durch Kampfmittel bekannt. Sollten bei der Bauausführung 
wider Erwarten Kampfmittel oder andere Gegenstände militärischer Herkunft 
gefunden werden, wird auf die Anzeigepflicht entsprechend § 3 der 
Kampfmittelverordnung vom 02.03.2009 verwiesen. In diesem Fall erfolgt 
eine umgehende Beräumung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst. 
Beim Auffinden von Kampfmitteln ist folgende Verhaltenshinweise zu beachten:
1. die Gegenstände nicht berühren
2. Fundstelle deutlich markieren und sichern
3. Näherkommende rechtzeitig warnen
4. sofort die Polizei über die Telefonnummer 110 verständigen.

3.7 Natürliche Radioaktivität
Das Plangebiet liegt außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes, 
in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig liegen auch keine 
Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor. Es wird 
empfohlen, die fachlichen Hinweise zum Radonschutz zu beachten (siehe 
auch Begründung).
Bei Fragen kann die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen 
kontaktiert werden. (Telefon: 0371/ 46124-221, Telefax: 0371/ 46124-299, 
E-Mail: radonberatung@smul.sachsen.de)

3.8 Natur und Landschaft, Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen
Vermeidungsmaßnahme V1 Bauzeitenregelung
Die Baufeldfreimachung bzw. der Beginn der vorbereitenden Arbeiten (z.B. 
Rodung Gehölze, Abschieben des Oberbodens, Schaffung der Zuwegungen 
etc.) soll nur außerhalb der Vogelbrutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober des 
Jahres bis zum 01. März des Folgejahres erfolgen. Sofern der Baubeginn im 
o. g. Zeitfenster liegt, kann eine Bautätigkeit ohne Unterbrechungen in die 
Brutzeit hinein fortgesetzt werden.
Ein vorzeitiger Baubeginn ist nur möglich, wenn durch eine sachverständige 
Person nachgewiesen wird, dass zum Zeitpunkt der Vorhabenrealisierung 
durch die Errichtung der Anlagen keine Beeinträchtigung des Brutgeschehens 
erfolgt.
Um Bruten zu vermeiden, sind ergänzend weitere Maßnahmen zur Vergrä-
mung durchzuführen (z. B. Aufhängen von Flatterbändern oder reflektierender 
Scheiben). Alternativ kann die Vergrämung durch das tägliche Schleppen 
oder Harken des Baufeldes ab Beginn der Brutzeit (Anfang März) erfolgen.

Vermeidungsmaßnahme V2: Gehölzschutz und -erhalt
Die vorhandenen Gehölze außerhalb des Plangeltungsbereiches 
(verbleibendes Feldgehölz) entlang der neu zu errichtenden Straße sind bei 
der Baudurchführung sowie bei der Verwendung von Baumaschinen in der 
Nähe der Gehölze vor schädigenden Einflüssen zu bewahren und Schutz-
maßnahmen gem. DIN 18920 "Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" anzuwenden. Baubedingte 
Beeinträchtigungen der Gehölze werden somit vermieden.

Vermeidungsmaßnahme V3: Bodenschutz beim Bau
Beeinträchtigungen des Bodens aus Baustelleneinrichtungen sollen über die 
Sicherung und fachgerechte Lagerung von Oberboden, die Trennung von 
Ober- und Unterboden, die Sicherung der Umgebung vor Befahren und 
Ablagerung, die sorgfältige Entsorgung der Baustelle von Restbaustoffen, 
Betriebsstoffen usw. vermieden werden. Bei den Bautätigkeiten ist die DIN
 18915 - Bodenarbeiten - anzuwenden.

Vermeidungsmaßnahme V4: Begrenzung der Bodenversiegelung
Die Bodenversiegelung soll auf das für die geplante Nutzung erforderliche 
Maß begrenzt werden. Vollständig befestigte Wege und Flächen werden 
nur dort errichtet, wo dies erforderlich ist. Hierdurch werden Beeinträchtigungen 
des Schutzgutes Boden minimiert.

Vermeidungsmaßnahme V5: Rekultivierung von Freiflächen, Einsaatgrünland
Baustellenflächen, die nachfolgend keiner direkten Überbauung und Nutzung 
unterliegen, werden rekultiviert und der Gartennutzung zugeführt. Bodenver-
dichtungen werden aufgehoben und ein Saatplanum geschaffen. Die Flächen 
sind vollständig und dauerhaft zu begrünen und mit einheimischen Baum- und 
Straucharten gärtnerisch zu gestalten. Beeinträchtigungen des Natur-
haushaltes werden somit minimiert.

Vermeidungsmaßnahme V6: Reptilienschutzzaun
Die Eingriffsfläche sollte vor Beginn der Bauarbeiten entlang der Straßenab-
böschung B107 und Abfahrt B107 nach Kospaer Landstraße (entlang West- 
und Südgrenze des Vorhabensbereiches) mit Reptilienschutzzaun (80 cm hoch, 
bodenschlüssig) abgezäunt werden, um ein eventuelles Einwandern von 
Individuen in die Baufläche zu verhindern. Nach Beendigung der Bauarbeiten 
muss der Reptilienschutzzaun wieder entfernt werden.

Maßnahme A2: Entwicklung einer Streuobstwiese
Aufgrund der Lage außerhalb des Stadtgebietes kann die Maßnahme A 2 nicht in 
den textlichen Festsetzungen aufgenommen werden.
Die Modalitäten der Ausgleichsmaßnahme sowie ihre Entwicklungs- und 
Unterhaltungspflege werden im städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB mit 
folgendem Inhalt gesichert:
Entwicklung einer Streuobstwiese auf insgesamt 2.000 m² auf der Maßnahme-
fläche auf dem Flurstück 61/4, Flur 4, Gemarkung Doberschütz. Der Pflanzabstand 
der Obstgehölze beträgt 8 x 8 m. Pflanzung soll in ausreichend dimensionierter 
Pflanzgrube erfolgen. Pflanzschnitt von Krone und Wurzel ist erforderlich. Bäume 
sind an Baumpfählen anzubinden. Wässern der Bäume in Trockenperioden in 
den ersten drei Jahren nach der Pflanzung ist erforderlich. In den ersten fünf 
Jahren erfolgt ein jährlicher Erziehungsschnitt. In den darauffolgenden Jahren 
erfolgen Schnittmaßnahmen alle 5 bis 10 Jahre. Schnitt ist nach allgemein 
bekannten Regeln des Obstbaumschnitts durchzuführen. Pflege des Grünlandes 
ein- bis zweischürige Mahd. Erster Schnitt nicht vor dem 15. Juli. Bei Abgang von
Gehölzen ist gleichartiger Ersatz zu leisten. Die Maßnahme ist innerhalb von zwei 
Jahren nach Satzungsbeschluss fertig zu stellen.
Pflanzenarten/-qualität: 
-  Hochstamm, StU 10/12 cm:
   standortgerechte, typische Apfel- und Birnensorten sowie Steinobst

3.9  Regenwasserversickerung
Regenwasser ist so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 
wird. Für die Regenwasserversickerung sind die Hinweise in der Begründung Punkt 13 
"Technische Ver- und Entsorgung, Regenwasser" zu beachten.
Eine Überflutungsprüfung nach DIN 1986-100 ist ab 800 m² anrechenbare Fläche erforderlich.

3.10 Außenbeleuchtungen
Die öffentliche und private Außenbeleuchtung ist energiesparend (LEDs mit Farb-
temperaturen unter 3000 K und niedrigem UV-Anteil) und streulichtarm zu installieren. 
Auf der Grundlage des § 41a BNatSchG sind alle Außenbeleuchtungen technisch 
und konstruktiv so zu errichten, mit Leuchtmitteln versehen und so zu betreiben, dass 
Tiere und Pflanzen wildlebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch 
Lichtimmissionen geschützt werden. Die Leuchten sind staubdicht und so nach oben 
hin abzuschirmen und zielgerichtet auszuführen, dass eine Lichtwirkung nur auf die 
zu beleuchtende Fläche erfolgt und nicht in das umliegende Gelände ausstrahlt.
Schmuckbeleuchtungen (z.B. Adventsbeleuchtung) sind davon ausgenommen.

3.11 Verweis auf Technische Regeln/ Normen
Die Technische Regeln und die DIN-Normen, auf die in der Planurkunde 
verwiesen wird, finden jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung 
Anwendung. Sie können während der Öffnungszeiten in der Stadtverwaltung 
(Fachbereich Bau- und Stadtentwicklung) eingesehen werden.
 

TEXTFESTSETZUNGEN

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1.1 Art der baulichen Nutzung - Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO)
Die allgemeine Zulässigkeit richtet sich nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauNVO.
Zulässig sind damit Wohngebäude, die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe. 

Anlagen für Sonnenenergie sind auf allen Dachflächen und Anlagen für Geothermie sind im 
Allgemeinen Wohngebiet überall zulässig.

Unzulässig sind nach § 1 Abs. 5 BauNVO die nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Nutzungen: 
-     Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

und die auf der Grundlage von § 1 Abs. 6 BauNVO alle Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO
- Nr. 1 Betriebe des Beherbergungswesens 
- Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
- Nr. 3 Anlagen für Verwaltungen
- Nr. 4 Gartenbaubetriebe und
- Nr. 5 Tankstellen.

1.1.2  Maß der baulichen Nutzung
Das Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird im räumlichen Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes bestimmt durch:
- die Grundflächenzahl GRZ, hier 0,4
- Zahl der Vollgeschosse, hier II
- maximale Firsthöhe bezogen auf das dargestellte Höhensystem DHHN 2016. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird dabei als Höchstgrenze festgesetzt. 
 
1.2  Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die in der Planzeichnung eingetragenen 
Baugrenzen nach § 23 BauNVO bestimmt. Nach § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO kann 
ausnahmsweise ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß (i. d. R. bis max. 1,5 m) 
zugelassen werden.
Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß über die Baugrenze hinaus in westliche 
und südliche Richtung zur B107 und deren Zufahrten ist unzulässig, wenn der Mindestabstand von
20 m zu Fahrbahnrand nicht mehr eingehalten werden kann.

1.3  Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
Pro Wohneinheit sind mind. 2 Stellplätze zu schaffen. Für Einliegerwohnungen kleiner 40 m² ist 
abweichend lediglich 1 Stellplatz zu schaffen.

1.4  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)      
1.4.1 Maßnahmen für Stellplätze, Zufahrten und Wege - Oberflächenbefestigungen  
Auf den Baugrundstücken soll, soweit das Eindringen von wassergefährdenden Stoffen ausgeschlossen 
werden kann, die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und Wegen so ausgeführt werden, dass das auf 
den jeweiligen Flächen anfallende Niederschlagswasser weitestgehend innerhalb dieser Flächen oder 
ergänzend an deren Rand auf den privaten Grundstücksflächen versickern kann.
Das Niederschlagswasser soll auf den Grundstücken genutzt (Bewässerung, Dachbegrünung, Anlage 
Feuchtbiotops o.Ä:) und durch geeignete Maßnahmen versickert werden. 

Schotter- und Kiesflächen zur Gartengestaltung sind nicht zulässig.

1.4.2  Maßnahme A3: Entwicklung von Extensivgrünland
Entwicklung von Extensivgrünland auf insgesamt 1.100 m² im Geltungsbereich 2 auf dem Flurstück 
126/35, Flur 46, Gemarkung Eilenburg. Vor der Maßnahmenumsetzung sind die Neophyten zu roden 
und zu bekämpfen. Nach erfolgreicher Bekämpfung erfolgt die Neuansaat mit artenreicher Regiosaatgut
mischung. Pflege des Grünlandes ein- bis zweischürige Mahd. 
Erster Schnitt nicht vor dem 15. Juli. Mit der Maßnahme ist spätestens ein Jahr nach Satzungsbeschluss 
zu beginnen und spätestens in 10 Jahren abzuschließen.
Die Modalitäten der Ausgleichsmaßnahme sowie ihre Entwicklungs- und Unterhaltungspflege werden im 
städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB gesichert.

1.5  Besondere Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Für das Vorhabengebiet sind Lärmvorbelastungen durch Straßenverkehr vorhanden, die im 
Beurteilungszeitraum Tag und Nacht oberhalb der Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete 
nach DIN 18005-1 liegen. 
Durch Anordnung der Baukörper oder durch geeignete Grundrissgestaltung sind die Wohn- und 
Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Sofern eine Anordnung aller Wohn- 
und Schlafräume einer Wohnung an den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, sind 
vorrangig die Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Für die Räume an 
den lärmzugewandten Gebäudeseiten muss ein ausreichender Schallschutz durch bauliche 
Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen 
werden. Wohn-/Schlafräume in Ein-Zimmer-Wohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu 
beurteilen. Ist die Anordnung in Ausnahmefällen von Schlaf- und Kinderzimmern an der lärmzugewandten 
Gebäudeseite nicht auszuschließen, so sind diese Räume mit schallgedämpften Lüftungsöffnungen 
(aus hygienischen Gründen und zum Abführen der Feuchte notwendige integrierte künstliche Be- und 
Entlüftung) auszustatten.
Die zu erwartenden Pegelverteilungen sowie die zu erwartenden maßgeblichen Außenlärmpegel und 
Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 sind der schalltechnischen Stellungnahme mit der Berichtsnummer 
1043-G-09-24.04.2023/0 der Lücking & Härtel GmbH mit Stand vom 24.04.2023 zu entnehmen. 

Der Zusammenhang zwischen maßgeblichem Außenlärmpegel und Lärmpegelbereich ist in Tabelle 7 
der DIN 4109-1: 2018-01 angegeben und wird auszugsweise für die Bereiche, die im Untersuchungsgebiet 
vorliegen, in der folgenden Tabelle abgebildet. 

Tabelle Zuordnung Lärmpegelbereich - maßgeblicher Außenlärmpegel DIN 4109 - Auszug
      Lärmpegelbereich     maßgeblicher Außenlärmpegel
                                                   La [dB]
                 II                                  60
                 III                                 65
                 IV                                 70
                 V                                  75

Die Anforderungen an die Luftschalldämmung werden entsprechend Gleichung (6) der DIN 4109-1:2018-01 
in Abhängigkeit des jeweiligen maßgeblichen Außenlärmpegels ermittelt:

R`(w,ges) = La - KRaumart
Nomenklatur:
R`(w,ges)      erforderliches gesamtes bewertetes Bau-Schalldämm-Maß in dB
La                maßgeblicher Außenlärmpegel nach DIN 4109-2:2018:1, 4.5.5 in dB
KRaumart      Korrekturwert für unterschiedliche Raumarten in dB (z.B. Aufenthalts- und 
                    Übernachtungsräume 30 dB, Büroräume und Ähnliches 35 dB)

Im Rahmen der Genehmigungsfreistellung (§ 62 SächsBO) ist für Neubauten im Bereich der 
Lärmpegelbereiche IV und höher der Nachweis über die Einhaltung des erforder-
lichen Schalldämmmaßes von Außenbauteilen nach DIN 4109 zu erbringen. 
Sollte sich hierbei eine Minderung der Außenlärmpegel bspw. durch abschirmende 
Bebauung ergeben, kann von den dargestellten Lärmpegelbereichen auf Grundlage 
konkret ermittelter maßgeblichen Außenlärmpegel abgewichen werden.

1.6 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
1.6.1  Maßnahme M1: Entwicklung eines Feldgehölzes
Entwicklung eines Feldgehölzes auf 1.427 m² im Geltungsbereich 2 auf dem Flurstück 126/35, Flur 46, 
Gemarkung Eilenburg.
Vor der Maßnahmenumsetzung sind die Neophyten zu roden und zu bekämpfen. Nach erfolgreicher 
Bekämpfung erfolgt die Pflanzung von heimischen Sträuchern und Bäumen. Der Pflanzabstand beträgt 
1,50 m x 1,50 m. 
Pflanzung der Sträucher erfolgt in artgleichen Gruppen zu 3 - 5 Stück. Pflanzung der Baumarten erfolgt in 
wuchsspezifischen Abständen (8 - 10 m) zueinander. Im Bereich des Schutzstreifens der 110 kV-
Hochspannungsleitung sind ausschließlich Gehölze mit einer maximalen Wuchshöhe von < 3 m zu verwenden.  
Zur Pflege und zum Erhalt ist wässern, mulchen und ggf. ein Verbissschutzzaun erforderlich. Auf 
Pflanzenschutz- und Düngemittel ist zu verzichten. Bei Abgang von Gehölzen ist gleichartiger Ersatz zu 
leisten. Mit der Maßnahme ist spätestens ein Jahr nach Satzungsbeschluss zu beginnen und spätestens 
in 10 Jahren abzuschließen. Die Modalitäten der Kompensationsmaßnahme sowie ihre Entwicklungs- und 
Unterhaltungspflege werden im städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB gesichert.

Pflanzqualitäten:
-  Bäume als leichte Heister, mind. 1 x verpflanzt, Höhe 100 - 150 cm
-  Sträucher als leichter Strauch, 2triebig, mind. 1 x verpflanzt, Höhe 70 - 90 cm

Pflanzenarten:
-  Bäume und Sträucher, Wuchshöhe < 3 m
   Berberitze (Berberis vulgaris), Besenginster (Cystus scoparius), Liguster (Ligustrum vulgare), Rote Hecken-
   kirsche (Lonicera xylosteum), Kreuzdorn (Rhamnus catharticus), Faulbaum (Rhamnus frangula), Schwarze 
   Johannisbeere (Ribes nigrum), Himbeere (Rubus idaeus), Hundsrose (Rosa canina)
-  Bäume und Sträucher, Wuchshöhe < 10 m
   Weißdorn (Crataegus monogyna), Kornelkirsche (Cornus mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), 
   Haselnuss (Corylus avellana), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Wildapfel (Malus sylvestris), 
   Schlehe (Prunus spinosa), Wildbirne (Pyrus pyraster), Salweide (Salix caprea), Grauweide (Salix cinera), 
   Korbweide (Salix viminalis), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Traubenholunder (Sambucus 
   racemosa), Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)
-  Bäume und Sträucher, Wuchshöhe 10 - 20 m
   Feldahorn (Acer campestre), Traubenkirsche (Prunus padus), Eberesche (Sorbus aucuparia)
-  Bäume und Sträucher, Wuchshöhe > 20 m
   Hainbuche (Carpinus betulus), Stieleiche (Quercus robur), Winterlinde (Tilia cordata), Vogelkirsche 
   (Prunus avium), Silberweide (Salix alba)

Quelle: Geoportal Landkreis Nordsachsen

ÜBERSICHTSPLAN

3. Die Satzung über den B-Plan, bestehend aus der 
Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen wird 
hiermit ausgefertigt.

Eilenburg, .............................

Oberbürgermeister                                 Siegel

2. Der B-Plan, bestehend aus der Planzeichnung und 
den textlichen Festsetzungen wurde nach § 10 BauGB
in der Sitzung des Stadtrates am ............................ mit 
Beschl-Nr.  ........................   als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zum B-Plan wurde gebilligt.

Eilenburg, .............................

Oberbürgermeister                                 Siegel

1. Die Darstellung der Grenzen und Bezeichnungen 
der Flurstücke stimmt mit dem Liegenschaftskataster 
überein (Stand: .......................................................) 
Für die Lagegenauigkeit der Grenzdarstellung im 
Plan wird nicht garantiert.

Eilenburg, .............................

Leiter des Vermessungsamtes                  Siegel
Landratsamt Nordsachsen

4. Der Satzungsbeschluss  sowie die Stelle, bei der der Plan mit Begründung auf Dauer der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden am  
.......................  im Amtsblatt-Nr. ................... ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung ist 
auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 und 2 BauGB) und weiter auf die Fälligkeit und 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (vergl. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB) 
hingewiesen worden. 
Die Satzung ist mit Veröffentlichung im Amtsblatt-Nr.  ........... am  ...............................  in Kraft getreten.

Eilenburg, .............................

Oberbürgermeister                                                                                 Siegel
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1. Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
 

Das zu überplanende Gelände liegt im nordwestlichen Teil des Stadtgebietes von 
Eilenburg. Das Plangebiet ist ca. 6.445 m² groß. 
Von der Planung betroffen sind die Flurstücke 1/46, 1/47, 1/48, 1/49, 1/50, 1/51, 1/52, 
1/53, 1/54 und 1/55 der Flur 15 und die Flurstücke 44/5 (Teilfläche), 45/1 (Teilfläche) 
und 88/2 (Teilfläche) der Flur 9 in der Gemarkung Eilenburg im Landkreis Nordsachsen. 
Das Gebiet wird mit Geltungsbereich 1 bezeichnet. 

 

 

 Abbildung 1 - Übersichtsplan Geltungsbereiche    Quelle: Geoportal Landkreis Nordsachsen 

 
Im Osten des Plangebiets grenzen Wohngrundstücke mit den Flurstücken 1/10, 
1/11,1/12, 1/13, 1/14 und zwei unbebaute Grundstücke mit den Flurstücken 1/19 und 
1/28 der Flur 15 an. 
Im Süden und Westen befinden sich unbebaute Flächen (Flurstücke 44/6, 45/1 der Flur 
9), welche direkt zum Straßenkörper der Bundesstraße 107 gehören oder teilweise mit 
Feldgehölzen bepflanzt sind oder als Grünland genutzt werden.  
Nördlich schließen sich eine Teilfläche des Flurstücks 88/2 der Flur 9 der örtlichen 
Erschließungsstraße Gelbchenweg und ein Wohngrundstück mit dem Flurstück 1/45 der 
Flur 15 an.  

 
Weiterer Geltungsbereich 
Die Ersatzpflanzung der benötigten Feldgehölzfläche (Kompensationsmaßnahme der 
Bundesstraße 107) ist auf dem Flurstück 126/35, Flur 46 der Gemarkung Eilenburg auf 
einer Fläche von 1.427 m² mit der Maßnahme M 1 vorgesehen. Des Weiteren soll auf 
dem gleichen Flurstück auf insgesamt 1.100 m² Extensivgrünland mit der Maßnahme  
A 3 entwickelt werden. Diese Maßnahmen werden mit Geltungsbereich 2 bezeichnet und 
beinhalten die Maßnahme M 1 und A 3. 
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2. Anlass und Erfordernis der Planung 
 
In der Stadt Eilenburg ist die Nachfrage nach individuellen Wohnungsbauflächen 
ungebrochen. Die entwickelten und erschlossenen Bauflächen im Stadtgebiet sind fast 

vollständig ausgelastet. Auf Antrag eines privaten Investors sollen auch Randflächen des 
Siedlungsgebietes von Eilenburg entsprechend entwickelt werden. 
Mit dem B-Plan soll Baurecht für ca. 7 Wohngrundstücke einschließlich der erforderlichen 
Erschließungsstraße geschaffen werden. Da sich die Planfläche planungsrechtlich im 
Außenbereich befindet, ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. 
 
 
 

3. Allgemeines 
 

3.1 Örtliche Situation 
 
Die Stadt Eilenburg mit derzeit ca. 16.000 Einwohner ist Große Kreisstadt und liegt im 
nordwestlichen Teil des Landkreises Nordsachsen. 
 
Im Landesentwicklungsplan Sachsen 2013 (LEP 2013) ist sie als Mittelzentrum im 
ländlichen Raum festgelegt. Die Stadt liegt an der regionalen Verbindungs- und 
Entwicklungsachse Leipzig – Torgau, im Zuge überregionaler Verbindungsachsen (Erfurt 

– Leipzig – Cottbus). Das Stadtzentrum des Oberzentrums Leipzig ist ca. 25 km in 
südwestlicher Richtung entfernt. Als sehr gute Verkehrsanbindung stehen die 
Bundesstraße 87 und der S-Bahn-Anschluss zur Verfügung. 
 
Die Stadt Eilenburg besteht aus den Stadtteilen Eilenburg-Berg, Eilenburg-Mitte, 
Eilenburg–Ost und den Ortsteilen Behlitz, Hainichen, Kospa, Pressen, Wedelwitz und 
Zschettgau. 
Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Eilenburg-Berg im nordwestlichen Teil. 

Die Planfläche ist unbebaut und wird derzeit zum großen Teil landwirtschaftlich als 
Dauergrünland genutzt. Im westlichen Randbereich befindet sich eine 
Feldgehölzpflanzung, welche als Kompensationsmaßnahme für den Bau der anliegenden 
Bundesstraße 107 angepflanzt wurde. 
Östlich und nördlich grenzen Wohngrundstücke an das Plangebiet.  
Südlich und westlich ist die Planfläche von den beschriebenen Feldgehölz- und Grünflä-
chen begrenzt, welche als Abstandsflächen zur angrenzenden Bundesstraße 107 und 
dessen Auffahrten dienen. 
Die nächste Haltestelle der S-Bahn befindet sich am Bahnhof Eilenburg-Stadt, der ca. in 

3 km zu erreichen ist. Die Entfernung zum Stadtzentrum beträgt ca. 2 km.  
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3.2  Schutzgebiete und Schutzobjekte 
 

Naturschutz: 
Das Plangebiet befindet sich entsprechend Geoportal des Landratsamtes Nordsachsen 
außerhalb von Schutzgebieten und Schutzobjekten in Anwendung der §§ 23 bis 30 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
entsprechend § 32 BNatSchG, entsprechend den Zielstellungen im europäischen Netz 
Natura 2000 nach der Richtlinie 92/ 43/ EWG sowie Belange nach der EG- 
Vogelschutzrichtlinie 79/ 409/ EWG werden durch den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes nicht direkt berührt.  
Das Naturschutzgebiet „Vereinigte Mulde Eilenburg – Bad Düben“, das FFH-Gebiet 

„Vereinigte Mulde und Muldeauen Muldetal“ und das Vogelschutzgebiet „Vereinigte 
Mulde“ beginnen ca. in 1,2 km von der Plangebietsgrenze in östlicher Richtung. 
Das Naturschutzgebiet „Wölpener Torfwiesen“ befindet sich ca. 1,5 km südwestlich. 
Eine Beeinträchtigung dieser Gebiete sind aufgrund der Entfernungen vom Plangebiet 
nicht zu erwarten. 
 
Denkmalschutz: 
Das Vorhabenareal befindet sich entsprechend der Stellungnahme der Denkmalbehörden 

in einem archäologischen Relevanzgebiet. 
Das Vorhabenareal ist Teil eines fundreichen Altsiedelgebietes. Im direkten Umfeld des 
Vorhabenareals befinden sich zahlreiche archäologische Kulturdenkmale. Sie zeigen die 
hohe archäologische Relevanz des gesamten Vorhabenareals deutlich an und sind nach 
§ 2 SächsDschG Gegenstand des Denkmalschutzes. Vor Beginn von Bodeneingriffen im 
Rahmen von Erschließungs- und Bauarbeiten – dies betrifft auch Einzelbaugesuche – 
müssen im von Bautätigkeit betroffenen Areal durch das Landesamt für Archäologie 
archäologische Grabungen im gesamten Gebiet des B-Planes (d. h. unabhängig von der 
räumlichen Disposition der Erschließungstrassen, Baufelder etc.) archäologische 

Grabungen mit ausreichendem zeitlichen Vorlauf zu den geplanten Baumaßnahmen 
durchgeführt werden. Auftretende Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und 
zu dokumentieren.  
Nach § 14 SächsDSchG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer 
Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt oder den Umständen 
nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. 
Der Vorhabenträger wird im Rahmen des Zumutbaren an den Kosten im gesamten Gebiet 
des B-Planes beteiligt (§ 14 Abs. 3 SächsDSchG). Der zeitliche und finanzielle Rahmen 
der Ausgrabung sowie das Vorgehen werden in einer zwischen Vorhabenträger und 

Landesamt für Archäologie abzuschließenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
verbindlich festgehalten. 
Unter Punkt 2.2 Archäologischer Denkmalschutz wurden diese Hinweise in den textlichen 
Festsetzungen in die Planzeichnung aufgenommen, um die Untere Bauaufsichtsbehörde 
und den künftigen Vorhabenträger oder Bauherren von der Genehmigungspflicht zu 
informieren. 
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Wasserschutzgebiete - Gewässer: 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten. 
 
Gewässer im Sinne des Sächsischen Wassergesetzes (SächWG) sind nicht betroffen.  
Die Planfläche befindet sich außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete nach  
§ 72 SächsWG. 
 
Waldflächen: 
Durch das Plangebiet werden Waldflächen nach Sächsischem Waldgesetz (SächsWaldG) 

nicht berührt.  
 
Störfallproblematik: 
Betriebe im Sinne der Störfallverordnung (12. BImSchV) sind nur in ausgewiesenen 
Industriegebieten zulässig. Das nächstgelegene Industriegebiet befindet sich im 
Industrie- und Gewerbegebiet „Am Schanzberg“. Die Entfernung zum Plangebiet beträgt 
ca. 1 km in westlicher Richtung. 

Aufgrund der Entfernung bestehen keine Bedenken aus der Sicht der Störfallvorsorge. 
 
 
 

4. Ziele und Zweck der Planung 
 
Die Fläche, welche überplant werden soll, befindet sich im planungsrechtlichen 
Außenbereich und ist noch unbebaut.  
Gemäß § 1 Abs. 1 BauGB ist es Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige 
Nutzung der Grundstücke im Gemeindegebiet nach Maßgabe des BauGB vorzubereiten 
und zu leiten. Dies erfordert, dass die jeweiligen Planinhalte objektiv geeignet sein 
müssen, dem Entwicklungs- und Ordnungsbild zu dienen.  
Das wesentliche Ziel des Bebauungsplanes ist die städtebauliche Neuordnung gemäß  

§ 1 Abs. 5 BauGB als Allgemeines Wohngebiet. Mit dem Bebauungsplan werden somit 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen, um die Errichtung von 
Wohngebäuden und deren Nebenanlagen zu ermöglichen. Es bedarf der Festsetzung 
eines Allgemeinen Wohngebietes nach § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Das 
Gebiet ist durch die Integration in ein bestehendes Wohngebiet und die Nähe zur 
Nahversorgungslage Bergstraße sowie zu zwei Grundschulen gut für eine Wohnnutzung 
geeignet. Angedacht sind ca. 7 Einfamilienhausgrundstücke, die über eine neu 
anzulegende Erschließungsstraße, ausgehend vom nördlichen Gelbchenweg 
verkehrstechnisch erschlossen werden sollen. 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind folgende Schwerpunkte zu berücksichtigen:  
- aufgrund der Nähe zur B 107 ist Lärmschutz unumgänglich 
- die geplante Erschließung des Plangebiets soll über ein ehemaliges Grundstück 

des Bundes erfolgen, auf dem Ausgleichsmaßnahmen für die B 107 realisiert 
wurden  

- für den Eingriff ist an anderer Stelle ein entsprechender Ausgleich zu erbringen 
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Aus diesen Gründen möchte die Stadt Eilenburg mit dem Bebauungsplan ihrer Aufgabe 

in der Bauleitplanung nachkommen und verschiedene bodenrelevante Ziele 
verwirklichen. 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 57 Wohnbebauung „Wohnen am Gelbchenweg“ soll die 
planungsrechtliche Grundlage für die Errichtung von ca. 7 Wohngrundstücken 
einschließlich der erforderlichen Erschließungsanlagen unter Beachtung der umliegenden 
Bebauung geschaffen werden. Für das Plangebiet existiert kein verbindlicher Bauleitplan. 
Aus diesem Grund ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes notwendig. 
 

 

5. Planungsgrundlagen 
5.1 Raumordnung 
 
Im Landesentwicklungsplan (LEP 2013) ist die Stadt Eilenburg als Mittelzentrum 
(zentraler Ort) im ländlichen Raum eingestuft.  
Der Regionalplan Leipzig-Westsachsen (RPl L-WS, verbindlich seit 16.12.2021) wurde 
nach den Grundsätzen und Zielen des Landesentwicklungsplanes Sachsen entwickelt und 
legt die regionalspezifischen Ziele der Raumordnung für den Planungsraum fest. 
 

Folgende allgemeine Festlegungen sind im RPl L-WS 2021 verankert: 
Z 1.3.1  

Zentrale Orte sind für ihren jeweiligen räumlichen Verflechtungsbereich als Wirtschafts- 

und Versorgungszentren, als Wohnstandorte sowie als Standorte für Bildung und Kultur 

zu sichern und zu stärken. 

 

Z 1.3.3  

In den zentralen Orten sollen die Standortvoraussetzungen für einen bedarfsgerechten 

überörtlichen Wohnungsbau in den zentralörtlichen Versorgungs- und Siedlungskernen 

geschaffen werden. 

 

G 1.3.6 Die Mittel- und Grundzentren im ländlichen Raum sollen so entwickelt werden, 

dass sie die vom Oberzentrum Leipzig ausgehenden Entwicklungsimpulse in schwächer 

strukturierte Räume vermitteln. 

 
Mit diesem Bebauungsplan wird diesen Zielen und Grundsätzen entsprochen. 
 
 

5.2 Flächennutzungsplan 
 
Die Stadt Eilenburg verfügt über einen rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP).  
 
Darin ist der Bereich teils als Grünfläche und teils als Gehölzfläche dargestellt. Aus 

diesem Grund muss der FNP parallel zu diesem Bebauungsplan nach § 8 Abs. 3 Satz 1 
BauGB geändert und das Plangebiet als Wohnbaufläche ausgewiesen werden. Der 
Bebauungsplan kann nach § 8 Abs. 3 Satz 2 BauGB vor dem Flächennutzungsplan 
bekannt gemacht werden, wenn nach dem Stand der Planungsarbeiten anzunehmen ist, 
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dass der Bebauungsplan aus den künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplans 
entwickelt ist. 

 

 

Abbildung 2 – Auszug aus dem Flächennutzungsplan (FNP) ohne Maßstab 

 
 

5.3 Vorhandene Bebauungspläne  
 
Die Planfläche überlagert im nordwestlichen und südlichen Bereich den seit 11.03.1994 
rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. 12 „B 107 Ortsumgehung Eilenburg“. Dessen 
Grenze wird in der Planzeichnung des Bebauungsplans Nr. 57 dargestellt. 
Die in dem Bereich festgesetzte landwirtschaftliche Nutzfläche wird mit dem Bebau-
ungsplan Nr. 57 überplant und damit geändert. 
 
 

 

6. Verfahren 
 
Der Bebauungsplan Nr. 57 Wohnbebauung „Wohnen am Gelbchenweg“ soll im 
Regelverfahren nach BauGB aufgestellt werden. Das bedeutet, dass eine zweistufige 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 
4 BauGB mit Umweltbericht nach § 2a BauGB durchgeführt werden. 
 
Die voraussichtlichen Verfahrensschritte können der nachfolgenden Tabelle entnommen 
werden. 
  

Vorhabenstandort 
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Tabelle 1: Verfahrensschritte 

Nr. Verfahrensschritt 
mit Rechtsgrundlage 

Gremium 
/Medium  

Datum/ 
Beschl.-Nr. 

1 
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) 
BauGB 

Stadtrat Eilenburg 
Nr. 46 
 vom 

06.09.2021 

2 
Bekanntmachung des Aufstellungs-
beschlusses 

Amtsblatt – Nr. 20 30.09.2021 

3 

Frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit gem. § 3 (1) BauGB, 
Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 
10 am 11.05.2025 

Beteiligung am 25.05.2023 

3 
Frühzeitige Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 (1) BauGB 

Anschreiben 
 

28.04.2023/ 
Per Mail am 
03.05.2023 

4 
Billigung des Entwurfs,  
Auslegungsbeschluss 

Stadtrat Eilenburg 
Nr. 41 vom 
04.09.2023 

5 
Bekanntmachung der Beteiligung 
der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) 
BauGB 

Amtsblatt Nr. 14 
Internet 

14.09.2023 

6 
Auslegung, Beteiligung der Öffent-
lichkeit gem. § 3 (2) BauGB 

Offenlegung  
Internet 

21.09. bis 
26.10.2023 

7 
Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange  
gem. § 4 (2) BauGB 

Anschreiben 
Internet 
 

vom 21.09.2023 

8 Abwägung Stadtrat 04.03.2024 

9 
Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) 
BauGB 

Stadtrat Eilenburg  

10 

Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses gem. § 10 (1) BauGB 
nach Genehmigung der 4. Änderung 
des FNP 

Amtsblatt 
Internet 

 

 
 
 
7. Planungsrechtliche Festsetzungen  
 
7.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Allgemeines Wohngebiet (WA): 
Die Nutzung des Plangebietes soll als Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO 
ausgewiesen werden. Die allgemeine Zulässigkeit richtet sich dabei nach § 4 Abs. 2 Nr. 

1 und 2 BauNVO. Zugelassen sind Wohngebäude, die der Versorgung des Gebiets 
dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende 
Handwerksbetriebe.  
 
Da das Plangebiet relativ klein ist und als ruhiger Wohnstandort entwickelt werden soll, 
wurden auf der Rechtsgrundlage des § 1 Abs. 5 BauNVO die sonst allgemein zulässigen 
Nutzungen nach Nr. 3 - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke ausgeschlossen. 
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Weiterhin wurde auf der Grundlage des § 1 Abs. 6 BauNVO für das Plangebiet festgesetzt, 

dass die unter § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 ausnahmsweise zulässigen Nutzungen wie die 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen, nicht zulässig sind. 
Wie bereits erwähnt, soll mit dem B-Plan ein relativ ruhiges Wohngebiet entstehen. Die 
ausgeschlossenen Nutzungen bedingen größere Verkehrsströme mit entsprechenden 
Erschließungsanlagen, welche in diesem Gebiet aus städtebaulichen Gründen nicht 
möglich sein sollen. Für die ausgeschlossenen Nutzungen gibt es im Stadtgebiet von 
Eilenburg an anderen Stellen ausreichend Flächen und Gebäude. 

 
Anlagen für erneuerbare Energien sollen innerhalb des Plangebietes relativ großzügig 
zulässig sein, soweit keine anderen genehmigungsrechtlichen Gründe entgegenstehen. 
Sonnenenergieanlagen (Photovoltaik- und Solaranlagen) sind nur auf Dachflächen und 
Anlagen für Geothermie sind im gesamten Plangebiet (außer auf den Flächen für 
Leitungsrechte) zulässig. Damit sollen die Bauwilligen angeregt werden, weitere 
alternative Energiequellen zu erschließen. Das Plangebiet soll für Anlagen zur Erzeugung 
alternativer Energien offen sein. Es ist dabei zu berücksichtigen, dass Optimierungen wie 
beispielsweise eine kompakte Bauweise oder die Ausnutzung der natürlichen Belichtung 

und Erwärmung durch Sonnenenergie zur Verringerung des Energiebedarfs pro 
Quadratmeter bei gleicher Nutzung und gleichen Baustandards führen. Eine gegenseitige 
Verschattung der Gebäude sollte durch deren Stellung und Gebäudehöhen vermieden 
werden. Die Südausrichtung größerer Gebäudeflächen ermöglicht eine aktive und 
passive Solarenergienutzung.  
 
Bei Einsatz von Photovoltaikanlagen können im Allgemeinen durch Reflexion der 
Sonnenstrahlung auf den PV-Modulen Blendwirkungen an den umliegenden 
schutzbedürftigen Nutzungen und Verkehrswegen entstehen.  

Folgende Minderungsmaßnahmen kommen in Betracht und sollten berücksichtigt 
werden: 

- matte Oberflächen der Module 
- veränderter Neigungswinkel der Module 
- Vergrößerung des Abstands der Solarmodule zur umliegenden Bebauung 
- Abschirmung der Module durch Wälle und blickdichten Bewuchs in Höhe der 

Moduloberkante 
 

 
7.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Als Maß der baulichen Nutzung wurden auf der Grundlage von § 16 BauNVO die 
Grundflächenzahl, die Zahl der Vollgeschosse und die die maximale Firsthöhe festgelegt.  
Als Grundflächenzahl (GRZ) wurde 0,4 festgesetzt. Die Begrenzung der Versiegelung 
erfolgte an den Orientierungswerten des § 17 BauNVO. Des Weiteren soll das 
Regenwasser auf den Grundstücken verbleiben und erfordert aufgrund der ungünstigen 
Baugrundverhältnisse einen entsprechenden Flächenbedarf.  

Entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO darf die zulässige Grundflächenzahl durch Garagen 
und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
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bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche bis zu einer Grundflächenzahl von 
maximal GRZ 0,6 überschritten werden.  

 
Die höhenmäßige Begrenzung erfolgte durch Festlegung der maximalen Zahl der 
Vollgeschosse und der maximalen Firsthöhe. Im Allgemeinen Wohngebiet sind max. zwei 
Vollgeschosse zulässig. Die maximalen Firsthöhen wurden als absolute Höhen über dem 
Höhensystem DHHN 2016 festgesetzt. Die Festsetzung ermöglicht eine maximale 
Firsthöhe von ca. 10 bis 11 m. Die Festsetzungen orientieren sich an der vorhandenen 
Umgebungsbebauung. Damit sollen negative Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild am Ortsrand vermieden werden. 

 
 

7.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 
Es wurde eine offene Bebauung nach § 22 Abs. BauNVO festgesetzt. Die Gebäude sind 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, um die städtebauliche Struktur der 
Umgebungsbebauung fortzusetzen.  
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen 
mit entsprechendem Spielraum bestimmt 
Nach § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO wurde ausnahmsweise ein Vortreten von 
untergeordneten Gebäudeteilen bis max. 1,0 m zugelassen werden. Die Überschreitung 
ist im bauordnungsrechtlichen Verfahren (Bauantrag) zu entscheiden und soll sich an der 

allgemeinen Rechtsauffassung dazu orientieren. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen nach § 23 Abs. 5 BauNVO (durch Garagen und 
Anlagen -soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO) soll zulässig sein. 
Einschränkungen gibt es bei den Überschreitungen der Baugrenzen in Richtung 
Bundesstraße 107. In diesem Bereich ist ein Vortreten von untergeordneten 
Gebäudeteilen über die Baugrenze hinaus in westliche und südliche Richtung zur B107 
und deren Zufahrten unzulässig, wenn der Mindestabstand von 20 m zu Fahrbahnrand 

nicht mehr eingehalten werden kann. Die Abstandslinie wurde in der Planzeichnung 
dargestellt und ist damit ablesbar. 
 
 

7.4 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
 
Es wurde unter Punkt 1.3 der textlichen Festsetzungen festgelegt, dass mindestens 2 
Stellplätze pro Wohneinheit im Allgemeinen Wohngebiet auf dem jeweiligen Grundstück 
zu schaffen sind. Für Einliegerwohnungen kleiner 40 m² ist abweichend lediglich 1 
Stellplatz erforderlich. Damit soll dem vorhandenen hohen Motorisierungsgrad begegnet 
werden. Die Stellplätze können auch in Garagen oder Carports hergestellt werden. 
Grundstückseinfriedungen bzw. Grundstückszufahrten sollten so gestaltet werden, dass 
beim Verlassen des Grundstückes ausreichende Sicht nach allen Seiten auf die 
Straßenverkehrsfläche vorhanden ist, ohne die Straßenverkehrsfläche in Anspruch zu 

nehmen. 
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7.5 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 
7.5.1 Maßnahmen für Stellplätze, Zufahrten und Wege - 

Oberflächenbefestigungen 
 
Auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist unter Punkt 1.4.1 der textlichen 
Festsetzungen für Stellplätze, Zufahrten und Wege versickerungsfähige Befestigungen 
festgeschrieben. Damit soll gewährleistet werden, dass das Niederschlagswasser auf 
dem jeweiligen Grundstück verbleibt und versickert wird, wobei eine vorherige Nutzung 

als Brauchwasser empfohlen wird und anzustreben ist, ebenso eine Nutzung zur 
Gartenbewässerung. Falls ein Eindringen von wassergefährdenden Stoffen nicht 
ausgeschlossen werden kann, kann von dieser Festsetzung zum Schutz des Bodens und 
des Grundwassers abgewichen werden. 
Im Vorfeld wurde zur Untersuchung des Baugrundes ein Geotechnischer Bericht -
Voruntersuchung nach DIN 4020- (Anlage 2) für die Bebauung und Erschließung des 
Plangebietes erarbeitet. Darin wurde festgestellt, dass Schichtenwasser bereits in einer 
Tiefe von 1 m unter Gelände angeschnitten wurde und der Baugrund durch die 

anstehenden Bodenschichten nur bedingt versickerungsfähig ist. Aus diesem Grund ist 
eine Versickerung nur über Mulden-Rigolen-Elemente oberflächennah möglich. 
Entsprechende Flächen sind auf den Grundstücken vorzusehen. Einzelheiten können dem 
als Anlage 2 beiliegenden Geotechnischen Bericht - Voruntersuchung nach DIN 4020 - 
entnommen werden (siehe auch Punkt 13 – Regenwasser). 
Nach Stellungnahme der unteren Wasserbehörde ist zu beachten, dass es insbesondere 
bei Starkregenereignissen vom Einzelgrundstück zu keiner Schädigung benachbarter 
Grundstücke kommen darf. Die Überflutungsprüfung nach DIN 1986-100 ist im Rahmen 
der Bauantrags-/Genehmigungsfreistellungunterlagen ab 800 m² anrechenbare Fläche 

durchzuführen.  
 
Schotter- und Kiesflächen zur Gartengestaltung sind nicht zugelassen. Diese Art der 
Gartengestaltung ist nicht typisch im Landschaftsraum und soll sich auch auf Grund der 
naturfremden und unökologischen Wirkung nicht durchsetzen können. Großflächige 
Schotter- und Kiesflächen bewirken weiterhin im Sommer eine Erhöhung der 
Umgebungstemperaturen, welche das Kleinklima im urbanen Bereich negativ 
beeinträchtigt. 
 

 

7.5.2 Entwicklung von Extensivgrünland - Maßnahme A 3 

 
Ebenfalls auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist unter Punkt 1.4.2 der 
textlichen Festsetzungen festgeschrieben, dass auf der restlichen Teilfläche des 

Flurstückes 126/35 im Geltungsbereich 2 als Maßnahme A 3 Extensivgrünland entwickelt 
werden soll. Vor der Maßnahmenumsetzung sind die vorhandenen Neophyten zu roden 
und zu bekämpfen. Nach erfolgreicher Bekämpfung kann die Neuansaat mit artenreicher 
Regiosaatgutmischung erfolgen. 
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Wie auch unter Punkt 11 beschrieben, befinden sich auf der geplanten Maßnahmefläche 
im Geltungsbereich 2 (Flurstück 126/35, Gemarkung Eilenburg Flur 46) die 

Altablagerung (Altlastenverdachtsfläche) “ehem. Mülldeponie Dobritzmark”. Im Ergebnis 
der Stellungnahme des Umweltamtes, Sachgebiet Altlasten, beim Landratsamt 
Nordsachsen vom 13.08.2025 im Rahmen der erneuten Beteiligung wird auf die 
Erstellung eines Gutachtens zur Untersuchung der Deponie verzichtet. Es wird für den 
Umgang mit eventuellem Deponiegas vom Worst-Case-Szenario ausgegangen und damit 
festgelegt, dass generell Schutzmaßnahmen (Mund-/Nasenschutz) für die auf der Fläche 
tätigen Personen erforderlich sind.  
Eventuelle durchzuführende Eingriffe in den Ablagerungskörper durch Abschieben von 

Abdeckungsmaterialien (zum Beispiel im Rahmen der Entfernung der vorhandenen 
Neophyten) sind fachgutachterlich zu begleiten und unter Beachtung der 
abfallrechtlichen Vorschriften durchzuführen. Alle im Rahmen der Maßnahme anfallenden 
Abfälle sind separat zu erfassen, zu lagern und entsprechend ihres Schadstoffpotentials 
geeigneten Entsorgungswegen (Verwertung oder Beseitigung) zuzuführen. 
Vor der Ausführung der Maßnahmen auf dem ehemaligen Deponiegelände ist zu 
untersuchen, ob eine Abdeckung mit Bodenmaterial auf dem Deponiekörper vorhanden 
ist, und ob diese Abdeckung für ein erfolgreiches Wachstum der Gehölze ausreichend ist. 
Sollte diese nicht ausreichend sein, so ist Bodenmaterial durch eine entsprechende 

Fachfirma in der notwendigen Mächtigkeit aufzutragen. Die erforderlichen 
Auftragsmaßnahmen sind vorab der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde zur 
Prüfung einzureichen. 
Die Maßnahme A 3 resultiert aus dem Grünordnungsplan, worin die notwendigen 
Kompensationsmaßnahmen ermittelt wurden. Die weiteren Kompensationsmaßnahmen 
im Geltungsbereich 2 sind unter Punkt 7.7 beschrieben. 
 
 
 

7.6 Besondere Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umweltein-
wirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes  

 
Durch die westlich angrenzende Bundesstraße 107 sind für das geplante Wohngebiet 
Lärmvorbelastungen durch den Straßenverkehr vorhanden. Aus diesem Grund wurde für 
den Bebauungsplan eine „Stellungnahme Geräusch“ vom Büro Lücking & Härtel mit 

Bearbeitungsstand 24.04.2023 erarbeitet (siehe Anlage 3), worin die Einwirkungen 
untersucht und entsprechende Festsetzungen vorgeschlagen wurden. Die 
Lärmvorbelastungen durch den Straßenverkehr liegen am Tag und in der Nacht oberhalb 
der Schalltechnischen Orientierungswerte (SOW) für allgemeine Wohngebiete nach DIN 
18005-1. 
Aus diesem Grund wurde auf der Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB unter 1.5 der 
textlichen Festsetzungen entsprechende Maßnahmen festgesetzt. Diese wurden durch 
das Sachgebiet Immissionsschutz des Landratsamt Nordsachsen geprüft und für 
plausibel erachtet. Unter anderem wurde in der Stellungnahme ausgeführt: 
 

„Im Ergebnis der Berechnungen ist festzuhalten, dass die SOW im Nachtzeitraum 
innerhalb des gesamten Plangebietes überschritten werden. Im Tagzeitraum werden die 
SOW ausschließlich in einem kleinen Bereich im Nordosten eingehalten.  



B-Plan Nr. 57 „Wohnen am Gelbchenweg“ Eilenburg      Stand: 30.10.2025 
Begründung – Satzungsexemplar 

16 
 

Aufgrund der Überschreitungen der SOW bedarf es der Abwägung durch die Stadt 
Eilenburg, ob das Vorhaben am Standort zulässig ist. 

Im Urteil des 11. Senates des Bundesverwaltungsgerichtes, Az.: 11 A 17/96 vom 
23.04.1997, wird in Übereinstimmung mit dem Protokoll der 22. Sitzung des Bundestags-
Ausschusses für Verkehr am 17.01.1996 und der Wertung der 
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) sowie den Ergebnissen der 
gesundheitsorientierten Lärmwirkungsforschung festgestellt, dass „die Schwelle der 
Gesundheitsgefährdung bei Tagwerten von 70 dB(A) bzw. Nachtwerten von etwa 60 
dB(A) liege. Ab 70 - 72 dB(A) werde es „unter gesundheitlichen Gesichtspunkten sehr 
eng“ und es bestehe „rechtlicher Handlungsbedarf"“. Aktuellere Rechtsprechungen 

gehen sogar von einem 3 dB höheren Anspruch aus (67 dB(A) tags und 57 dB(A) nachts). 
Diese Werte werden im Plangebiet nicht überschritten.  
Entsprechend den Berechnungsergebnissen ergibt sich in einem schmalen Streifen im 
westlichen Plangebiet nach DIN 4109 maximal ein Lärmpegelbereich (LPB) IV. In der 
Regel kann davon ausgegangen werden, dass die Anforderungen an den Schallschutz in 
Wohn- und Schlafräumen bis zu einem LPB III eingehalten werden, wenn die Fenster 
den Anforderungen an das Gebäudeenergiegesetz genügen. Aus Sicht des SG 
Immissionsschutz ist es daher ausreichend, wenn im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis über die Einhaltung des erforderlichen 

Schallschutzes von Außenbauteilen nach DIN 4109 erbracht wird, wenn sich das 
Neubauvorhaben innerhalb des LPB IV befindet.“ 
 
Die Stadt Eilenburg schließt sich den Einschätzungen des Fachbereiches an und wird die 
Planung auch unter der Lärmvorbelastung durch die Bundesstraße zulassen und geht 
davon aus: 
Sind im Einwirkungsbereich von Straßen mit entsprechender Vorbelastung bereits 
Wohngebäude vorhanden und sind für diese die Einwirkungen unter Berücksichtigung 
des Gebotes der gegenseitigen Rücksichtnahme zumutbar, können dieselben 

Einwirkungen für neue Wohngebäude, die nicht näher, sondern weiter oder gleichweit 
zum Emittenten errichtet werden, nicht unzumutbar sein, z. B. bei der Füllung von 
Baulücken. Soweit Immissionen nicht weit genug verringert werden können, müssen die 
„heranrückenden“ Anwohner nach dem Gebot der Rücksichtnahme auch höhere 
Immissionen hinnehmen, welche aber unter der Schwelle der Gesundheitsgefährdung 
nach dem oben zitierten Urteil liegen. 
Voraussetzung ist, dass der heranrückenden Wohnbebauung die Vorbelastung bekannt 
ist. Aus diesem Grund ist es unerlässlich, die Vorbelastung im B-Plan zu erläutern, damit 

sich die Betroffenen darauf einstellen können.  
 
Für die Anwendungen der Festsetzungen wurden die ermittelten Lärmpegelbereiche in 
die Planzeichnung übernommen. 
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7.7 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen  

 
Unter Punkt 1.6 sind auf der Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25 a in Verbindung mit § 1a 
Abs. 3 BauGB Kompensationsmaßnahmen festgesetzt, welche im Grünordnungsplan 
ermittelt und in den B-Plan übernommen wurden. 
 
Maßnahme M 1 - Kompensationsmaßnahmen für Bestands-Feldgehölzpflanzungen 
Wie oben bereits beschrieben, überschneidet der Geltungsbereich Teile des 

rechtswirksamen Bebauungsplanes „B 107 Ortsumgehung Eilenburg“. Für die 
betroffenen Flächen ist landwirtschaftliche Fläche festgesetzt. 
Abweichend von dieser Festsetzung wurden auf der Fläche Kompensationsmaßnahmen 
in Form von Gehölzpflanzungen ausgeführt. Neben der Anpflanzung einer Baumreihe an 
der Böschungsunterkante entlang der B107 wurde eine Feldgehölzpflanzung östlich der 
Böschungsoberkante auf den Flurstücken 44/5, 45/1, 46/1 und 47/2 der Flur 9 in der 
Gemarkung Eilenburg angelegt. Dabei handelt es sich um die Maßnahme E18, welche in 
einer Flächengröße von rd. 2.614 m², die Anlage von Feldgehölzpflanzungen beinhaltet 
und im Kompensationsprogramm des Freistaates Sachsen unter 14-32-1997-149-B107-

Ortsumgehung Eilenburg enthalten ist. 
Mit der neuen Erschließungsstraße wird in diese Kompensationsmaßnahme eingegriffen.   
Zur Ermittlung der notwendigen Ersatzmaßnahmen wurde ein Grünordnungsplan zum 
Entwurf (Anlage 3) mit einem Vorschlag für eine entsprechende Ausgleichspflanzung 
erarbeitet. Diese wurde in den Entwurf unter der Textfestsetzung 1.6.1 – Maßnahme M 
1 aufgenommen. Danach soll auf der Grundlage des § 1a Abs. 3 Satz 3 BauGB des § 9 
Abs. 1a BauGB und § 200a BauGB außerhalb des Geltungsbereiches 1 auf dem Flurstück 
126/35 der Flur 46 in der Gemarkung Eilenburg eine Feldgehölzpflanzung mit heimischen 

Arten auf einer Flächengröße von rd. 1.427 m² umgesetzt werden. Entwicklungsziel ist 
es, durch diese Maßnahmen einen Teilbereich des derzeitigen von Neophyten, hier 
japanischer Staudenknöterich, dominierten Grünlandes in ein Feldgehölz umzuwandeln.  
Wie unter Punkt 7.5.2 bereits beschrieben, sind auch hierbei vor der 
Maßnahmenumsetzung die vorhandenen Neophyten zu roden und wirksam nach den 
Beschreibungen im Grünordnungsplan zu bekämpfen.  
Des Weiteren liegt auch die Fläche der Maßnahme M 1 im Bereich der Altablagerung 
(Altlastenverdachtsfläche) “ehem. Mülldeponie Dobritzmark”. Die geforderten 
Maßnahmen zum Umgang mit der eventuellen Deponiegassituation und mögliche 

Gefährdungen für auf dem Ablagerungskörper tätige Personen einschließlich der 
gutachterlichen Prognosen gelten hierfür analog (siehe Punkt 7.5.2 und 11).  
Da diese Fläche eine 110 kV-Leitung quert, sind in deren Schutzstreifen nur Gehölze mit 
einer maximalen wuchshöhe von 3 m zulässig. Die Maßnahme wird als Geltungsbereich 
2 bezeichnet. 
 
Maßnahme A 1 und A 2 - Kompensationsmaßnahmen für den Eingriffsausgleich 
Der Eingriff für das Plangebiet wurde in der Eingriffs- Ausgleichsbetrachtung zum 

Vorentwurf auf der Grundlage der „Handlungsempfehlung zur Bewertung und 
Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen“ i.V.m. TU Dresden und Froelich & 
Sporbeck 2017: „Überarbeitung der Handlungsempfehlung zur Bewertung und 
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Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen: Grundlagen für die Anlagen der 
geplanten Sächsischen Kompensationsverordnung“ ermittelt. 

Im Ergebnis wurden die Maßnahmen A 1 und A 2 als Ausgleichsmaßnahmen in den  
B-Plan übernommen. 
Die Maßnahme A 1 -Entwicklung einer Mittelhecke befindet sich im südlichen Randbereich 
des Geltungsbereiches 1 der Wohnbaufläche. 
 
Die Maßnahme A 2 beinhaltet die Entwicklung einer Streuobstwiese in einer Größe von 
2.000 m² auf dem Flurstück 61/4, Flur 4, Gemarkung Doberschütz. Die Fläche liegt 
außerhalb des Stadtgebietes von Eilenburg und wurde auf der Planzeichnung mit 

„Maßnahmefläche – Zuordnung Maßnahme A 2“ bezeichnet. 
Nach § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB können für solche Maßnahmen vertragliche 
Vereinbarungen nach § 11 BauGB getroffen werden. 
Aufgrund der Lage außerhalb des Stadtgebietes kann die Maßnahme A 2 nicht Bestandteil 
der textlichen Festsetzungen werden. Zur inhaltlichen Darstellung wurde die Maßnahme 
als Punkt 3.8 unter „Hinweise“ aufgenommen.  
 
Für die Modalitäten aller Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen sowie für die 
jeweiligen Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen werden städtebauliche Verträge nach  

§ 11 BauGB abgeschlossen. 
 
 

8. Nachrichtliche Übernahme 
 
Das Vorhabengebiet befindet sich nach Stellungnahme der Denkmalbehörden in einem 
archäologischen Relevanzgebiet. Aus diesem Grund wurde unter 2.1 in der 
nachrichtlichen Übernahme die Forderung nach archäologischen Grabungen vor allem 
Baumaßnahmen im gesamten Plangebiet aufgenommen (siehe Punkt 3.2). 
 
 

 
9. Umweltprüfung – Umweltbericht 
 
Wie unter Punkt 6 bereits dargelegt, soll das Verfahren zu diesem Bebauungsplan im 
Regelverfahren mit Umweltprüfung und Umweltbericht nach BauGB aufgestellt werden.  
Der Umweltbericht wurde als separater Teil erarbeitet und liegt der Begründung als 
Anlage 1 bei. 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden mit dem Vorentwurf nach § 4 Abs. 1 
BauGB die Träger öffentlicher Belange unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick 
auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 

4 BauGB aufgefordert. Die Ergebnisse sind in den Entwurf eingeflossen. 
Weiterhin wurden ein Baugrundgutachten/Geotechnischer Bericht, eine Stellungnahme 
zum Thema Geräusche sowie ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag für den B-Plan 
erarbeitet und liegen der Begründung als Anlagen bei. 
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Artenschutz: 
Entsprechend der Forderung der unteren Naturschutzbehörde wurde ein 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet (Anlage 5). Es wurden in Absprache die 2. 
Vogelbrut, Zauneidechsen und Fledermäuse betrachtet. Im Ergebnis wurde festgestellt, 
dass kein Verbotstatbestand nach § 44 BNatSchG verletz wurde und auch kein 
artenschutzrechtliches Ausnahmeverfahren erforderlich ist. Festsetzungen für den B-Plan 
sind nicht abzuleiten. 
Als Hinweis wurde unter 3.8 die Vermeidungsmaßnahme V5 – Reptilienschutzzaun in die 
Planzeichnung aufgenommen. 
 

10. Immissionsschutz  
 
Auswirkungen durch das Planvorhaben: 

Auf Grund der geplanten Festsetzungen im Plangebiet als Allgemeines Wohngebiet mit 
den entsprechenden Ausschlüssen von Nutzungen ist nicht davon auszugehen, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen von der Fläche auf die Umgebung ausgehen. 
 
Nutzungen innerhalb des Plangebietes  
Ebenfalls werden durch die zulässigen Nutzungen innerhalb des Allgemeinen 
Wohngebiets keine schädlichen Umwelteinwirkungen erwartet. 
 
Weiterhin sollte bei der Ausführung der Gebäude beachtet werden (unter Punkt 3 - 

Hinweise der Planzeichnung): 
Schutz gegen Lärm bei stationären Geräten: 
Zur Vermeidung von schalltechnischem Konfliktpotential sollten bei Auswahl und 
Aufstellung von Luft-Wärmepumpen (und/oder Klima-, Kühl- oder Lüftungsgeräten) die 
in der Anlage des „LAI - Leitfadens für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei 
stationären Geräten", Stand: 28.08.2013 aufgeführten Hinweise beachtet werden. 
Fundstelle: 
http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/download/laerm_licht_mobilfunk/LAI_Leitfaden

_20130828_Laermschutz_stationaere_Geraete.pdf 
 
Feuerungsanlagen: 
Im Jahr 2022 wurde die Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 1. BImSchV 
gültig ab 01.01.2022) geändert. 
Darin wurden u. A. die Höhen und Ableitbedingungen von Schornsteinen und Abgas-
anlagen über Dach neu geregelt, welche zukünftig zu beachten sind (siehe § 2 Nr. 6a 
und § 19 Abs. 1 der 1. BImSchV. 

 
PV-Anlagen: 
siehe Punkt 7.1 
 
Schutz vor Verkehrslärm: 
siehe Punkt 7.6 
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11. Bodenschutz/Abfallrecht 
 

Bodenschutz 
Zum Schutz des Bodens wurden in den textlichen Festsetzungen unter Punkt 1.4 und 3.4 
entsprechende Hinweise aufgenommen, die bei der weiteren Planung und Bauausführung 
zu beachten sind.  
 
Altlasten 
Im Geltungsbereich 1 sind keine Altlasten im Plangebiet bekannt. 
Nach Stellungnahme des Sachgebietes Bodenschutz/Altlastendes Landratsamtes Nord-
sachsen befinden sich im Geltungsbereich 2 (Flurstück 126/35, Gemarkung Eilenburg 

Flur 46) die Altablagerung “ehemalige Mülldeponie Dobritzmark”, die unter der Alt-
lastenkennziffer 74100139 im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) eingetragen ist. 
Die ca. 2.500 m² große Fläche, auf der die Maßnahmen A3 und M1 realisiert werden 
sollen, wurde durch die Bevölkerung als “wilde Deponie” zur Ablagerung von Sied-
lungsmüll genutzt. Angaben über möglicherweise aufgebrachte Oberflächenabdeckun-
gen mit Bodenmaterial liegen in der unteren Bodenschutzbehörde nicht vor.  
Auf die Erstellung eines Gutachtens zur Untersuchung der Deponie wird in Abstimmung 
mit den zuständigen Behörden verzichtet. Es wird für den Umgang mit eventuellem 

Deponiegas prinzipiell vom Worst-Case-Szenario ausgegangen und damit festgelegt, 
dass generell Schutzmaßnahmen (Mund-/Nasenschutz) für die auf der Fläche tätigen 
Personen erforderlich sind.  
Der Eingriff in den Ablagerungskörper ist unter Beachtung der abfallrechtlichen 
Vorschriften durchzuführen (siehe auch Punkt 7.5.2).  
Ein entsprechender Hinweis wurde unter 3.4 in die Planzeichnung aufgenommen. Die 
Maßnahmen dafür werden im Erschließungsvertrag nach § 11 BauGB zwischen Stadt und 
Vorhabenträger vereinbart. 
 
 
12. Verkehrserschließung 
 
Das Plangebiet liegt an der vorhandenen örtlichen Erschließungsstraße Gelbchenweg.  
Für das geplante Wohngebiet ist eine neue private Erschließungsstraße geplant, welche 
als Stichstraße mit Wendeanlage vorgesehen ist. Diese soll aufgrund der Baugrundver-
hältnisse seitlich eine Muldenversickerung erhalten und dadurch 6 m breit sein. 
Nach dem Geotechnischen Bericht -Voruntersuchung nach DIN 4020 (Anlage 1) kommt 
für die Versickerung der Niederschläge von den Verkehrsflächen nach DWA-A 138 ein 

Versickerungsschacht nicht in Frage. Eine breitflächige Versickerung, dezentrale Flä-
chen- und Muldenversickerung bzw. Mulden-Rigolen-Elemente oder Sickerbecken (nach 
Vorbehandlung) sind möglich. Eine Versickerung über Rigolen ist ausnahmsweise zuläs-
sig. 
Im Nachtrag zum Geotechnischen Bericht, Teilprojekt Versickerung Niederschlagswas-
ser Anliegerstraße (Anlage 2a) erfolgte eine Vorbemessung der Sickermulde mit Mul-
den-Rigolen-Element für die Anliegerstraße. Um das Niederschlagswasser verdunsten 
bzw. versickern zu können, ist eine Muldenbreite von 1,2 m erforderlich, welche auf der 

westlichen Straßenseite angeordnet wird. Eine Beeinträchtigung von Wohngrund-stücken 
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ist somit ausgeschlossen, da nur Gehölz- und Grünflächen angrenzen. Die Privatstraße 
soll eine Breite von 4,75 m erhalten mit der Versickerungsmulde von ca. 1,20 m ist die 

festgesetzte Straßenbreite von 6,0 m ausreichend. 
 
 
 

13. Technische Ver- und Entsorgung 
 
S c h m u t z w a s s e r: 
Nach Vorabstimmung mit dem Abwasserzweckverband „Mittlere Mulde“ ist die 
Schmutzwasserentsorgung für das Plangebiet generell gesichert. Im nördlichen Gelb-
chenweg verläuft eine Schmutzwasserleitung. Entsprechende Maßnahmen sind im Plan-
verfahren abzustimmen. Anfallendes Schmutzwasser kann in das vorhandene Abwas-
sernetz DN 350 PVC im Gelbchenweg eingeleitet werden. Da die Erschließung über eine 
Privatstraße erfolgt, ist etwa 1 m südlich der Grundstücksgrenze ein Übergabeschacht zu 

errichten. Der öffentliche Teil des Anschlusses des Wohngebietes wird im Auftrag der 
AZV erledigt. 
 
R e g e n w a s s e r: 
Entsprechend der Stellungnahme des Abwasserzweckverbandes (AZV) „Mittlere Mulde“ 
soll das Regenwasser weitestgehend auf den Grundstücken verbleiben, da eine Einlei-
tung des Niederschlagwassers in das Kanalnetz nur im begrenzten Umfang möglich ist. 
Aufgrund der schwierigen Baugrundverhältnisse gestattet der AZV nun abweichend zu 
ursprünglichen Aussagen im Verfahren die Einleitung von insgesamt 8 l/s (Schmutz- und 

Niederschlagswasser) am Übergabeschacht Gelbchenweg. Hierzu ist der Übergabe-
schacht als Drosselschacht mit Abflussregler auszubilden. Ein entsprechender Nachweis 
ist zu erbringen. 
Aus Sicht des AZV sollten Festlegungen hinsichtlich der Einleitung von Regenwasser pro 
Quadratmeter Grundstücksfläche getroffen werden, um Überschreitungen der begrenz-
ten Einleitmenge am Übergabeschacht zu vermeiden. Aus der vorgelegten Berechnung, 
welche vom Vorhabenträger vorgelegt wurden, ist ersichtlich, dass bei Einhaltung der 
Forderung eine Regenwassermenge von 0,0009 l/s pro m² Grundstücksfläche in das 
Kanalnetz eingeleitet werden. Die Rückhaltung des überschüssigen Regenwassers kann 

über Retentionszisternen, welche auf den jeweiligen Baugrundstücken zu planen und zu 
errichten sind, realisiert werden. 
Zur Erteilung der Einleitgenehmigung ist für jedes Baugrundstück ein Entwässerungs-
antrag zu stellen. Im Zusammenhang mit dem Entwässerungsantrag sind Unterlagen zur 
Niederschlagswasserentsorgung vorzulegen bzw. entsprechende Nachweise zu 
erbringen. Weiterhin weist der AZV darauf hin, dass alle Gebäudeteile überschwem-
mungsgefährdet sind, die unterhalb der Rückstauebene (Rückstauebene ist die Stra-
ßenoberfläche an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung) liegen, sodass 

diese unterhalb liegenden Leitungen gegen Rückstau gesichert werden sollten. Leitungen 
von Abflüssen, die oberhalb der Rückstauebene liegen, dürfen nicht vor der 
Rückstausicherung angeschlossen werden, da sonst eine Überflutung durch Abwasser 
aus dem eigenen Haus droht, während der Rückstau im Kanal andauert. 
Zur Sicherung der Regenwasserentsorgungsmöglichkeit, für Regenwässer, welche nicht 
eingeleitet werden können, wurde nach dem im Vorfeld erarbeiteten Geotechnischen 
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Bericht -Voruntersuchung nach DIN 4020, Teilprojekt Bebauung und Erschließung des 
Wohngebietes (Anlage 2) die technische Machbarkeit der Versickerung untersucht. 

Aufgrund der geologischen Gegebenheiten und da das Schichtenwasser bereits in einer 
Tiefe von 1 m unter Gelände angeschnitten wird, ist der Baugrund nur bedingt versic-
kerungsfähig.  
Eine vollständige Versickerung der anfallenden Niederschläge entsprechend der Vor-
schriften der DWA-A 138 ist nach dem Bericht auf dem Grundstück nicht möglich.  
Weil eine Versickerung im Bereich der anfallenden Niederschläge zur Schließung des 
ökologischen Wasserkreislaufes und zur Entlastung von Kanalnetzen gewünscht ist, wird 
trotz der ungünstigen Bedingungen für die Versickerung eine zumindest notdürf-tige 

Entsorgung des Niederschlagswassers empfohlen.  
Das Regenwasser soll hierzu auf den einzelnen Grundstücken und entlang der Anlie-
gerstraße jeweils in einem oder mehreren flachen Mulden-Rigolen-Elementen mit einer 
Tiefe von ca. 0,50 m gespeichert und in einer Kombination aus Versickerung im 
Mutterboden, dem Geschiebelehm und den Sandschichten sowie einer Verdunstung über 
die Geländeoberfläche entsorgt werden. Da Sickerwasser bereits bei 1,0 m unter 
Geländeoberkante angetroffen wurde, würde sich die Sickerstrecke auf 0,5 m verkürzen. 
Da diese dann unterhalb der geforderten Mindestsickerstrecke von 1,0 m nach DWA-A 
138-1 (10/2024) liegt, ist in diesem Fall der Nachweis der Vorreinigung der anfallenden 

Niederschlagswassermengen erforderlich. Außerdem ist im Rahmen des Verfahrens eine 
wasserrechtliche Erlaubnis durch die Untere Wasserbehörde zu beantragen.  
Das Mulden-Rigolen-Element besteht aus einer begrünten Mulde mit darunterliegender 
Rigole. 
In dem Geotechnischen Bericht wurde eine Musterbemessung für eine Dachfläche von 
150 m² durchgeführt. Für eine solche Dachfläche benötigt man eine Mulde mit darunter 
liegender Rigole mit einer Gesamtfläche von 52 m². Entsprechende Flächen sind auf den 
Grundstücken vorzusehen. Einzelheiten können dem als Anlage 2 beiliegenden 
Geotechnischen Bericht entnommen werden. 

Zur Entlastung der Versickerungsanlagen sollte das Regenwasser in Zisternen gesam-
melt und als Brauchwasser genutzt werden. Um eine Minderung des Abflusses zu erzie-
len, können Dachbegrünungen bzw. der Einsatz teildurchlässiger Flächenbefestigungen 
(„Öko-Pflaster o.Ä.) eingesetzt werden. Weiterhin kann eine Rückhaltung und Brauch-
wassernutzung auf den Grundstücken sowie eine eventuell gedrosselte Einleitung in das 
Leitungsnetz zu einer Optimierung der Versickerungsanlagen führen. 
Für die Einzelbauvorhaben muss für jedes Baugrundstück eine Prüfung erfolgen, welche 
Flächen versiegelt werden sollen. Falls eine Befestigung unumgänglich ist, haben 

durchlässige Beläge den Vorrang (z.B. Rasengittersteine, Pflaster, poriger Beton). 
Unbelastetes Niederschlagswasser ist einer Nutzung zuzuführen bzw. zur Versickerung 
zu bringen. Wird Regenwasser als Brauchwasser genutzt, müssen geeignete Messein-
richtungen vorgesehen werden, um die entstehende Schmutzwassermenge zu ermit-
teln. 
Nach Stellungnahme der unteren Wasserbehörde ist zu beachten, dass es insbesondere 
bei Starkregenereignissen vom Einzelgrundstück zu keiner Schädigung benachbarter 
Grundstücke kommen darf. Das bedeutet, dass Niederschlagswasser nicht zum Nach-
barn geleitet werden darf, sondern auf dem eigenen Grundstück versickern bzw. ver-

bleiben oder mittels Notwasserweg Richtung Straße geleitet wird. Die Überflutungs-
prüfung nach DIN 1986-100 ist im Rahmen der Bauantrags/Genehmigungsfrei-
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stellungunterlagen ab 800 m² anrechenbare Fläche durchzuführen. Die fachliche Ein-
schätzung zum Erfordernis der Überflutungsprüfung bleibt jedoch dem Planer vorbe-

halten. 
 
Die geplanten Regelungen werden Bestandteil des Erschließungsvertrags zwischen der 
Stadt und dem Investor.  
 
 

T r i n k w a s s e r: 
Entsprechend der  Stellungnahme des Versorgungsverbandes Eilenburg-Wurzen (VEW) 
ist die Errichtung von Erschließungsanlagen zur Versorgung mit Trinkwasser, ausge-hend 
von der vorhandenen Versorgungsleitung GGG 100 (Gelbchenweg) erforderlich. Da die 
Errichtung von Versorgungsanlagen der öffentlichen Wasserversorgung aus-schließlich 
in öffentlich gewidmeten Grundstücken erfolgt, bestehen im Bereich der geplanten 
Anliegerstraße entsprechend den daraus resultierenden Grundbesitzver-hältnissen 
folgende Varianten der Versorgung: 

- Übergabe in die Kundenanlage/-anlagen an der Grenze öffentlicher Straße/Privat-
straße im Wasserzählerschacht/in Wasserzählerschächten 
- Übergabe in die Kundenanlage auf dem jeweiligen Grundstück mit gemeinsamer 
Anschlussleitung im Bereich der Privatstraße 
 
Die Errichtung von Erschließungsanlagen obliegt i.d.R. einem Erschließungsträger. 
Einzelheiten der Erschließung (z.B. Planung, Errichtung, Verantwortlichkeiten) sind vorab 
mit dem VEW abzustimmen und vertraglich zu regeln. Der VEW ist als Träger öffentlicher 
Belange rechtzeitig in die weiteren Planungsschritte einzubeziehen. 

 
L ö s c h w a s s e r:  
Für ein Baugebiet in dieser Größe mit maximal zwei Vollgeschossen und einer mittleren 
Gefahr der Brandausbreitung ist eine Löschwassermenge von 48 m³/h über zwei Stun-
den im Grundschutz erforderlich. Die Löschwasserentnahmestellen müssen im Umkreis 
von 300 m liegen. 
Nach Stellungnahme des Versorgungsverbandes Eilenburg-Wurzen liegt in diesem Ra-
dius ein Hydrant im Röhrenweg unterhalb des Kreisverkehrs Hallesche Straße, welche 

eine Löschwassermenge von rund 102 m³/h über zwei Stunden zur Verfügung stellen 
kann. Die Entfernung zum Plangebiet beträgt ca. 290 m. Die Löschwasserversorgung 
ist damit gesichert. 
 
E l e k t r o e n e r g i e  u n d  G a s v e r s o r g u n g: 
Entsprechend der Stellungnahme der Stadtwerke Eilenburg GmbH ist der Anschluss des 
Plangebietes an das Verteilernetz der Stadtwerke Eilenburg für die Medien Strom und 
Gas grundsätzlich gegeben. Für die Erschließung wird jeweils ein Netzausbau des Strom- 
sowie Gasnetzes erforderlich. 

 
Hochspannungsanlagen der MITNETZ Strom mbH: 
Im Geltungsbereich der Maßnahme M 1 und M 3 im Geltungsbereich 2 verläuft die 110 
kV Leitung Be-Due Abz. EiO MB 7E-8E. Es gelten die allgemeinen Bedingungen für 110 
kV Freileitungen. Unterbauungen, Geländeänderungen und Anpflanzungen sind separat 
zu prüfen. 
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Festlegungen: 
- Alle Baumaßnahmen, welche im Schutzstreifen stattfinden, müssen bei der 

Mitnetz Strom angezeigt und genehmigt werden 
- Im Radius von 15 m um den Mast ist das Bebauen i.d.R. untersagt 
- Im Radius von 30 m um einen Mast können sich Erdungsanlagen im Erdreich 

befinden 
- Falls Erdungsanlagen gefunden oder beschädigt werden, muss die Mitnetz 

Strom in Kenntnis gesetzt werden 
- Der Zugang zum HS-Mast muss immer gewährleistet sein 
- Ein Abstand von 5 m zum Leiterseil ist zwingend einzuhalten 

- Für jegliche Arbeiten im Schutzstreifen muss eine Grundeinweisung durch die 
Mitnetz Strom erfolgen, dies ist mindestens 14 Tage vorher zu beantragen 

- Im Zuge dieser Grundeinweisung werden alle Maßnahmen geklärt, die zum 
Arbeiten notwendig sind 

- Es dürfen sich keine Fahrzeuge über eine Gesamthöhe von 4,00 m im 
angegebenen Bereich bewegen 

- Das Abladen im Bereich/unter der 110 kV Freileitung mittels Kipptechnik ist 
verboten. 

 

Fernmeldeanlagen: 
Im Bereich der geplanten Maßnahme M 1 und M 3 im Geltungsbereich 2 befinden sich 
Gemeinschafts - FM-Kabelanlagen in Rechtsträgerschaft der enviaM und envia TEL 
GmbH; die Trasse verläuft mit auf der 110 kV Freileitung. Es wird um eine Anpassung 
der Planung an die vorhanden Anlagen der enviaM-Gruppe gebeten, sodass Umverle-
gungsarbeiten entfallen. Der Erhalt der Anlagen ist vorrangig zu prüfen. Sollten Umver-
legungen von Anlagen unumgänglich sein, sind Abstimmungen zur Erarbeitung einer 
technischen Lösung in der Planungsphase mit uns zu führen und die bestätigte Ausfüh-
rungsplanung an die genannten Ansprechpartner zu übergeben. Die bestehenden Ka-

belanlagen mit den entsprechenden Schutzstreifen sind vor Ausführung der Pflanzmaß-
nahmen zu orten und entsprechend zu beachten.  
 
T e l e k o m: 
Im Planbereich direkt in der Straße „Gelbchenweg“ befinden sich nach Auskunft der 
Deutschen Telekom Technik GmbH Telekommunikationslinien der Telekom, die aus dem 
Bestandsplan ersichtlich sind. Die Deckung unserer TK-Linien beträgt in der Regel 0,3 m 
– 0,6 m im Gehwegbereich und 0,6 m – 1,2 m im Fahrbahnbereich. Zur Versor-gung der 

neu zu errichtenden Gebäude mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom 
ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außer-halb des 
Plangebiets erforderlich.  
Die künftigen Bauherren sollen informiert werden, dass für die Einrichtung der gewün-
schten Telekommunikationsanschlüsse ein gesonderter Auftrag über die kostenlose 
Rufnummer 0800 330 1903 oder über https://www.telekom.de/hilfe/bauherren/ihr-
hausanschluss notwendig ist. 
Es bestehen dann keine Einwände gegen die Planungsabsichten, wenn für die Telekom 
die erforderlichen Unterhaltungs- und Erweiterungsmaßnahmen an ihrem Telekom-

munikationsnetz jederzeit möglich sind. Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass 
Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus 
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betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den 
Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist.  

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,6 m für die Unterbringung der Telekommuni-
kationslinien der Telekom vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das 
"Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbe-
sondere Abschnitt 6, zu beachten. Es soll sichergestellt werden, dass durch die Baum-
pflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien 
der Telekom nicht behindert werden.  

 
 
 

14. Flächenangaben  
 

Das gesamte Plangebiet umfasst eine Fläche von  ca. 6.445 m² 
 
 davon allgemeines Wohngebiet  4.495 m²  
  private Verkehrsfläche  1.745 m²   
  private Grünfläche 205 m² 
 
 
 
15. Hinweise 
 
Die Hinweise 3.1 bis 3.4 resultieren aus den vorangegangenen Ausführungen. Der Punkt 
3.1 bis 3.3 wird im Punkt 10 – Immissionsschutz und 3.4 im Punkt 11 - 

Bodenschutz/Abfallrecht erläutert. 
 
 

15.1 Geothermie 
Entsprechend der Stellungnahme der unteren Wasserbehörde beim Landratsamt 
Nordsachsen (UWB) bedürfen geplante Erdwärmesondenanlagen einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis durch die UWB. Die Tiefe der Erdwärmesonden ist jedoch lediglich bis maximal 

60 m unter Geländeoberkante erlaubnisfähig.  
Begründet wird diese Einschränkung mit dem regional bedeutsamen und noch weitest-
gehend ungenutzten Grundwasservorkommen in Nordsachsen, welches innerhalb der 
ca. 20 bis 40 m mächtigen Glimmersand- und Glaukonitsandschichten der sogenannten 
Cottbus-Formation des Oberoligozäns bzw. Untermiozäns innerhalb der tertiären 
Schichten vorhanden ist. Dieser wichtigste tertiäre Grundwasserleiterkomplex, welcher 
auch als Grundwasserleiter GWL 5 bezeichnet wird, erstreckt sich von Südbrandenburg 
über die Altkreise Torgau, Eilenburg und Delitzsch, also den Bereich Nordwestsachsens. 
Der Schutz dieses qualitativ bedeutenden Grundwasservorkommens wird durch eine 

mächtige überlagernde Abfolge aus Tonen und Schluffen gewährleistet. 
Vor dem Hintergrund, dass die bestehenden Nutzungen in den quartären Grundwasser-
leitern potentiell einem hohem Gefährdungspotenzial u.a. durch intensive Landwirt-
schaft, Rohstoffabbau und Gewerbeanlagen, Abfallbeseitigungsanlagen, Militäraltanla-
gen und Verkehrstrassen ausgesetzt sind, kommt dem Schutz dieser qualitativ bedeut-
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samen Grundwasserressource, speziell auch für nachfolgende Generationen, in Hinblick 
auf die Daseinsvorsorge eine besondere Bedeutung zu.  

Ziel ist es daher, Aufschlussbohrungen zum Zweck der geothermischen Nutzung teu-
fenmäßig dahingehend zu begrenzen, dass eine Mindestmächtigkeit stauender Deck-
schichten von >= 5 m erhalten bleibt. Begründet ist dies mit dem nicht gänzlich zu 
verhindernden Restrisiko anthropogener Einträge infolge der Herstellung und/oder des 
Betriebes von Geothermieanlagen.  
Die weitflächige Verbreitung des Grundwasservorkommens, die hohe Schutzfunktion der 
Deckschichten des GWL 5 sowie dessen gute Ergiebigkeit und Qualität ermöglichen die 
Nutzung für die Trinkwasserversorgung durch kommende Generationen und sollte dieser 

daher ausschließlich vorbehalten bleiben. 
Rechtlich werden die o.g. Ausführungen u.a. durch § 6 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) gedeckt, wonach bestehende und künftige Nutzungsmöglichkeiten (des 
Grundwassers) insbesondere für die öffentliche Trinkwasserversorgung zu erhalten sind.  
Ein entsprechender Hinweis wurde unter 3.5 in die textlichen Festsetzungen in die 
Planzeichnung aufgenommen. 
 
 

15.2  Baugrund  
 

Allgemeines 
Für das Plangebiet wurde ein Geotechnischer Bericht (Voruntersuchung nach DIN 4020) 
Teilprojekt Bebauung und Erschließung des Wohngebietes und der Nachtrag zum 
Geotechnischen Bericht, Teilprojekt Versickerung Niederschlagswasser Anliegerstraße 
vom Büro für Geotechnik P. Neundorf erarbeitet, welche bei weiteren Planungen 

berücksichtigt werden sollen (Anlage 2).  
 
Baugrunduntersuchung 
Aufbauend auf der Voruntersuchung zum Geotechnischen Bericht werden für die 
einzelnen Neubauten projektbezogene und standortkonkrete Baugrunduntersuchungen 
nach DIN 4020 und DIN EN 1997-2 angeraten. Damit kann der Kenntnisstand zum 
geologischen Schichtenaufbau, zu den hydrogeologischen Verhältnissen (Grundwasser-
verhältnisse,-flurabstand, Versickerung) und zur Tragfähigkeit des Untergrundes kon-
kretisiert werden. Darüber hinaus wird sichergestellt, dass die Planungen an bestehen-

de Baugrundverhältnisse angepasst werden. 

 

Anzeige- und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen:  
Geologische Untersuchungen (wie z.B. Sondierungs- und Erkundungsbohrungen) sowie 
die dazu gehörigen Nachweisdaten sind spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG 
als zuständige Behörde in Sachsen anzuzeigen (§ 8 Geologiedatengesetz (GeolDG)). 
Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die 
dabei gewonnenen Fachdaten (Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche 
etc.) zu übermitteln. 

Wenn seitens des LfULG Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gut-
achten) angefordert wurden, sind diese spätestens sechs Monate nach dem Abschluss 
der geologischen Untersuchung an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu 
übermitteln (§ 9, 10 GeolDG) 
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15.3 Kampfmittel 
 
Laut Belastungskarte des Geoportals des Landratsamtes Nordsachsen (LRA) ist für das 

Plangebiet keine Belastung durch Kampfmittel bekannt. Da aber nicht auszuschließen ist, 
dass bei der Bauausführung doch Kampfmittel gefunden werden, wurde für die 
bestehende Anzeigepflicht entsprechend § 3 der Kampfmittelverordnung vom 
02.03.2009 ein entsprechender Hinweis mit Verhaltensregeln unter 3.6 in die Plan-
zeichnung aufgenommen. 
 
 
15.4  Natürliche Radioaktivität 
 

Nach Auskunft des Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) 

befindet sich das Plangebiet in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig 
liegen auch keine Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor, 
außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes und nach unseren Erkenntnissen in 
einer als unauffällig bezüglich der zu erwartenden durchschnittlichen Radonaktivi-
tätskonzentration in der Bodenluft charakterisieren geologischen Einheit. 
Zum vorliegenden Plangebiet bestehen aus der Sicht des Strahlenschutzes derzeit keine 
Bedenken. Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung sind nachfolgende An-
forderungen zum Radonschutz zu beachten. 
 

Anforderungen zum Radonschutz 
Das Strahlenschutzgesetz (§§ 121 - 132 StrlSchG) und die novellierte Strahlenschutz-
verordnung (§§ 153 - 158 StrlSchV) regeln die Anforderungen an den Schutz vor Radon. 
Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bq/m³ (Becquerel pro Kubikmeter Luft) für die 
über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in 
Aufenthaltsräumen und an Arbeitsplätzen in Innenräumen festgeschrieben. 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätz-
lich geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu 

verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum Feuch-
teschutz eingehalten werden. 
Wer im Rahmen baulicher Veränderungen eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der 
Luftwechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon in 
Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind. 
Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfügung Gebiete nach § 121 
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz festgelegt. Für diese sogenannten Radonvorsorge-

gebiete wird erwartet, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzen-
tration in der Luft in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet. In diesen Gebieten sind 
besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfüllen. Die Allgemeinver-fügung 
sowie alle weiterführenden Informationen sind unter www.radon.sachsen.de 
nachzulesen. 
Aber auch außerhalb der festgelegten Radonvorsorgegebiete kann nicht mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden, dass auf Grund lokaler Gegebenheiten und der Eigenschaften 
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des Gebäudes hinsichtlich eines Radonzutrittes dennoch erhöhte Werte der Radonakti-
vitätskonzentration in der Raumluft auftreten können. Daher wird empfohlen, generell 

dem vorsorgenden Schutz vor Radon besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
 
In der Broschüre „Radonschutzmaßnahmen -Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
ten" (https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum 
Radonschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre kann kostenlos heruntergeladen 
werden.   
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich bitte 
an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft – Radonberatungsstelle, 
Telefon (0371) 46124-221, Telefax (0371) 46124-299, E-Mail: 
radonberatung@smul.sachsen.de, Internet: www.smul.sachsen.de/bful oder 
www.radon.sachsen.de 
Ein entsprechender Hinweis wurde unter 3.7 in die Planzeichnung aufgenommen. 
 
 
Die Hinweise unter 3.8 „Natur und Landschaft, Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen 
wurden aus dem Umweltbericht, dem Grünordnungsplan und dem Artenschutzfach-liches 

Gutachten in den B-Plan übernommen und sollen die entsprechende Anstoß-wirkung 
erfüllen. 
 
Der Hinweis 3.9 ist in Punkt und 13 der Begründung erläutert. 
 
 

15.5  Außenbeleuchtungen 
 
Unter 3.10 der Hinweise wurde für den B-Plan angeregt, dass für alle geplanten Licht-
anlagen der Außenbereiche Leuchten mit LED zu verwenden sind, welche einen nach 
Unten ausgerichteten Lichtkegel und warmweißes Licht mit niedrigem UV-Anteil besitzen 

müssen.  
Auf der Grundlage von § 41a BNatSchG sind die Außenbeleuchtungen weiterhin tech-
nisch und konstruktiv so zu errichten, mit Leuchtmitteln versehen und so zu betreiben, 
dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Licht-
immissionen geschützt werden. 
Mit diesen Festsetzungen sollen Auswirkungen, welche durch Lichtemissionen auf 
nachtaktive Tiere negativ wirken, gemindert werden. Die Reduzierung von Streulicht 
durch Ausrichtung der Lichtkegel nach unten und eine Vermeidung von kaltweißem Licht 
mit hohem Anteil an kurzwelligem Licht (UV-Anteil) ist von hoher Bedeutung für 

nachaktive Insekten und Fledermäuse (Lockwirkung). Durch diese Maßnahme können 
auch die Lichtemissionen reduziert werden.  
Schmuckbeleuchtungen (z.B. Adventsbeleuchtung oder Ähnliches) sind davon 
ausgenommen. Hier geht man davon aus, dass bei Beleuchtungen für Dekorations-
zwecke geringere Lichtintensitäten verwendet werden und diese aus meistens im 
Winterhalbjahr und damit in den Ruhezeiten genutzt werden. 
Der § 41 a BNatSchG ist derzeit noch nicht rechtswirksam, aus diesem Grund wurde 
diese Festlegung unter dem Punkt Hinweise aufgeführt. Da anzunehmen ist, dass bis 
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zum Umsetzen der Baumaßnahmen mit der Rechtswirksamkeit zu rechnen ist, wurde die 
Regelung in den B-Plan aufgenommen. 

 

 

15.6 Sonstiges 
Unter 3.11 wurde auf der Planzeichnung unter „Verweis auf Technische Regeln / Normen 
dargestellt, dass die benannten Technische Regeln und die DIN- Normen in der jeweils 
bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung Anwendung finden. Des Weiteren können 
diese in der Stadtverwaltung eingesehen werden.  
 

Entsprechend der Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und 
Geologie (LfULG) sind die Belange des Fluglärms, der Anlagensicherheit / Störfallvor-
sorge sowie des Fischartenschutzes bzw. der Fischerei vom Plangebiet nicht berührt. 
 

 

16. Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch das Gesetz vom 27.10.2025 (BGBl. I S. 257) geändert 
worden ist 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 

3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert 
worden ist 
 
Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 
2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 01. März 2024 
(SächsGVBl. S. 169) geändert worden ist 
 
 
17. Anlagen 
 

Anlage 1: 
Umweltbericht vom Büro Lücking & Härtel GmbH, Kobershain, Bericht-Nr.: 1043-N-02-
16.05.2024/1 vom 16.05.2025 
 
Anlage 2: 
Geotechnischer Bericht (Voruntersuchung nach DIN 4020), Teilprojekt Bebauung und 
Erschließung des Wohngebietes vom Büro für Geotechnik P. Neundorf vom 04.08.2023 
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Anlage 2a: 
Nachtrag zum Geotechnischen Bericht, Teilprojekt Versickerung Niederschlagswasser 

Anliegerstraße vom Büro für Geotechnik P. Neundorf vom 09.08.2023 
 
Anlage 3  
Grünordnungsplan vom Büro Lücking & Härtel GmbH, Kobershain, Bericht-Nr.: 1043-N-
01-16.05.2024/1 vom 16.05.2024 
 
Anlage 4: 
Stellungnahme Geräusch vom Büro Lücking & Härtel GmbH, Berichtsnummer: 1043-G-

09-24.04.2023/0, Stand 24.04.2023 
 
Anlage 5: 
Artenschutzfachliches Gutachten von Büro Terra Typica - Hartleb & Hartleb GbR, 
Schwielowsee vom 01.07.2023 
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